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Deutscher Bundestag Drucksache 15/5373
15. Wahlperiode     21.04.2005

Beschlussempfehlung und Bericht
des Finanzausschusses (7. Ausschuss)

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
- Drucksachen 15/4999, 15/5219 -

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2003/71/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 4. November 2003 betreffend den Prospekt,
der beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum
Handel zu veröffentlichen ist, und zur Änderung der Richtlinie 2001/34/EG
(Prospektrichtlinie-Umsetzungsgesetz)

A. Problem

Mit der Prospektrichtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates vom

4. November 2003 (Richtlinie 2003/71/EG) wird die Vollendung des Binnenmarktes für

Wertpapiere auf europäischer Ebene unter Berücksichtigung von Anlegerschutz und

Markteffizienz angestrebt. Die Prospektrichtlinie ist zum 1. Juli 2005 in innerstaatliches

Recht umzusetzen.

B. Lösung

Mit dem Gesetzentwurf ist die Umsetzung der EU-Prospektrichtlinie über Wertpapiere in

innerstaatliches Recht vorgesehen. Gegenstand der Prospektrichtlinie ist die vollständi-

ge Information der Anleger über Wertpapiere, die öffentlich angeboten oder an einem

organisierten Markt zugelassen werden sollen. Der Gesetzentwurf bestimmt vor diesem

Hintergrund, welche Angaben der Wertpapierprospekt zu enthalten hat und trifft Be-

stimmungen über die Erstellung, die Billigung und die Verbreitung von Prospekten, die

im Inland beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei der Zulassung von

* Wird nach Vorliegen der lektorierten Druckfassung durch diese ersetzt.
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Wertpapieren zum Handel an einem organisierten Markt veröffentlicht werden. Die Be-

stimmungen in den Artikeln 2 bis 10 sind grundsätzlich Folgeänderungen der Einfüh-

rung des Wertpapierprospektgesetzes.

Der Finanzausschuss empfiehlt insbesondere folgende Änderungen des Gesetzent-

wurfs:

- Beibehaltung des Bookbuildung-Verfahrens.

- Einführung eines Wahlrechts bei grenzüberschreitenden Emissionen zur Erstellung

des Prospekts in deutscher oder in einer in internationalen Finanzkreisen gebräuch-

lichen Sprache.

- Vermeidung paralleler Prospektprüfungen durch die Zulassungsstellen und die Bun-

desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht.

- Beibehaltung der vereinfachten Zulassung von Schuldverschreibungen im Wege der

Rahmenzulassung.

- Klarstellung zur Gültigkeitsdauer der Prospekte.

- Klarstellung, dass die Nachtragspflicht zum Prospekt mit dem endgültigen Schluss

des öffentlichen Angebots bzw. der Einführung oder Einbeziehung in den Handel

endet.

Einstimmige Annahme in geänderter Fassung

C. Alternativen

Keine

D. Kosten

Zusätzliche Haushaltsausgaben sind infolge der Durchführung des Gesetzes nicht zu

erwarten.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschließen,

den Gesetzentwurf - Drucksachen 15/4999, 15/5219 – in der aus der nachstehenden

Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen.

Berlin, den 20. April 2005

Der Finanzausschuss

Christine Scheel Nina Hauer Patricia Lips
Vorsitzende Berichterstatterin Berichterstatterin

Jutta Krüger-Jacob Dr. Volker Wissing
Berichterstatterin Berichterstatter
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Zusammenstellung
des Entwurfs eines Gesetzes Umsetzung der Richtlinie 2003/71/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 4. November 2003 betreffend den Prospekt, der beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren
oder bei deren Zulassung zum Handel zu veröffentlichen ist, und zur Änderung der Richtlinie
2001/34/EG (Prospektrichtlinie-Umsetzungsgesetz)
- Drucksachen 15/4999, 15/5219 -
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuss)

Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie

2003/71/EG des Europäischen Parlaments und des

Rates vom 4. November 2003 betreffend den Pro-

spekt, der beim öffentlichen Angebot von Wertpapie-

ren oder bei deren Zulassung zum Handel zu veröf-

fentlichen ist, und zur Änderung der Richtlinie

2001/34/EG (Prospektrichtlinie-Umsetzungsgesetz) 1

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie

2003/71/EG des Europäischen Parlaments und des

Rates vom 4. November 2003 betreffend den Pro-

spekt, der beim öffentlichen Angebot von Wertpapie-

ren oder bei deren Zulassung zum Handel zu veröf-

fentlichen ist, und zur Änderung der Richtlinie

2001/34/EG (Prospektrichtlinie-Umsetzungsgesetz) *

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das

folgende Gesetz beschlossen:

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das

folgende Gesetz beschlossen:

Inhaltsübersicht Inhaltsübersicht

Artikel   1 Gesetz über die Erstellung, Billigung und

Veröffentlichung des Prospekts, der beim

öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder

bei der Zulassung von Wertpapieren zum

Handel an einem organisierten Markt zu

veröffentlichen ist (Wertpapierprospektge-

setz - WpPG)

Artikel   1 Gesetz über die Erstellung, Billigung und

Veröffentlichung des Prospekts, der beim

öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder

bei der Zulassung von Wertpapieren zum

Handel an einem organisierten Markt zu

veröffentlichen ist (Wertpapierprospektge-

setz - WpPG)

Artikel   2 Änderung des Verkaufsprospektgesetzes Artikel   2 Änderung des Verkaufsprospektgesetzes

Artikel   3 Änderung des Börsengesetzes Artikel   3 Änderung des Börsengesetzes

Artikel   4 Änderung der Börsenzulassungs-

Verordnung

Artikel   4 Änderung der Börsenzulassungs-

Verordnung

Artikel   5 Änderung des Investmentgesetzes Artikel   5 Änderung des Investmentgesetzes

Artikel   6 Änderung der WpÜG-Angebotsverordnung Artikel   6 Änderung der WpÜG-Angebotsverordnung
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Artikel   7 Änderung der Verordnung zur Übertragung

von Befugnissen zum Erlass von Rechtsver-

ordnungen auf die Bundesanstalt für Fi-

nanzdienstleistungsaufsicht

Artikel   7 Änderung der Verordnung zur Übertragung

von Befugnissen zum Erlass von Rechtsver-

ordnungen auf die Bundesanstalt für Fi-

nanzdienstleistungsaufsicht

Artikel  7a Änderung des Anlegerschutz-

verbesserungsgesetzes

Artikel   8 Rückkehr zum einheitlichen Verordnungs-

rang

Artikel   8 Rückkehr zum einheitlichen Verordnungs-

rang

Artikel   9 Aufhebung der Verkaufsprospekt-

Verordnung

Artikel   9 Aufhebung der Verkaufsprospekt-

Verordnung

Artikel  9a Aufhebung der Verordnung zur Über-

tragung der Befugnis zum Erlass von

Rechtsverordnungen nach dem Ver-

kaufsprospektgesetz auf die Bundesan-

stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht

Artikel 10 Inkrafttreten Artikel 10 Inkrafttreten
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Artikel 1

Gesetz über die Erstellung, Billigung und Veröffent-

lichung des Prospekts, der beim öffentlichen Angebot

von Wertpapieren oder bei der Zulassung von Wert-

papieren zum Handel an einem organisierten Markt

zu veröffentlichen ist

(Wertpapierprospektgesetz - WpPG)

Artikel 1

Gesetz über die Erstellung, Billigung und Veröffentli-

chung des Prospekts, der beim öffentlichen Angebot

von Wertpapieren oder bei der Zulassung von Wert-

papieren zum Handel an einem organisierten Markt

zu veröffentlichen ist

(Wertpapierprospektgesetz - WpPG)

Inhaltsübersicht Inhaltsübersicht

u n v e r ä n d e r t

Abschnitt 1

Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

§   1 Anwendungsbereich

§   2 Begriffsbestimmungen

§   3 Pflicht zur Veröffentlichung eines Prospekts und

Ausnahmen im Hinblick auf die Art des Angebots

§   4 Ausnahmen von der Pflicht zur Veröffentlichung

eines Prospekts im Hinblick auf bestimmte Wert-

papiere

Abschnitt 2

Erstellung des Prospekts

§   5 Prospekt

§   6 Basisprospekt

§   7 Mindestangaben

§   8 Nichtaufnahme von Angaben

§   9 Gültigkeit des Prospekts, des Basisprospekts und

des Registrierungsformulars

§ 10 Jährliches Dokument

§ 11 Angaben in Form eines Verweises

§ 12 Prospekt aus einem oder mehreren Einzeldoku-

menten

Abschnitt 3

Billigung und Veröffentlichung des Prospekts

§ 13 Billigung des Prospekts

§ 14 Hinterlegung und Veröffentlichung des Prospekts

§ 15 Werbung

§ 16 Nachtrag zum Prospekt

Abschnitt 4

Grenzüberschreitende Angebote und

Zulassung zum Handel

§ 17 Grenzüberschreitende Geltung gebilligter Pro-

spekte

§ 18 Bescheinigung der Billigung

Abschnitt 5
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Sprachenregelung und Emittenten mit Sitz

 in Drittstaaten

§ 19 Sprachenregelung

§ 20 Drittstaatemittenten

Abschnitt 6

Zuständige Behörde und Verfahren

§ 21 Befugnisse der Bundesanstalt

§ 22 Verschwiegenheitspflicht

§ 23 Zusammenarbeit mit zuständigen Stellen in ande-

ren Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums

§ 24 Vorsichtsmaßnahmen

§ 25 Bekanntmachung von Maßnahmen

§ 26 Sofortige Vollziehung

Abschnitt 7

Sonstige Vorschriften

§ 27 Register

§ 28 Gebühren und Auslagen

§ 29 Benennungspflicht

§ 30 Bußgeldvorschriften

§ 31 Übergangsbestimmungen

Abschnitt 1

Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

Abschnitt 1

Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

§ 1

Anwendungsbereich

§ 1

u n v e r ä n d e r t

(1) Dieses Gesetz ist anzuwenden auf die Erstellung,

Billigung und Veröffentlichung von Prospekten für

Wertpapiere, die öffentlich angeboten oder zum Handel

an einem organisierten Markt zugelassen werden sollen.

(2) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf

1. Anteile oder Aktien, die von einer Kapitalanlagege-

sellschaft, Investmentaktiengesellschaft mit verän-

derlichem Kapital oder ausländischen Investmentge-

sellschaft im Sinne des § 2 Abs. 9 des Investmentge-

setzes ausgegeben werden und bei denen die Antei-

linhaber oder Aktionäre ein Recht auf Rückgabe der

Anteile oder Aktien haben;

2. Nichtdividendenwerte, die von einem Staat des Eu-

ropäischen Wirtschaftsraums oder einer Gebietskör-

perschaft eines solchen Staates, von internationalen

Organisationen des öffentlichen Rechts, denen min-

destens ein Staat des Europäischen Wirtschaftsraums

angehört, von der Europäischen Zentralbank oder
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von den Zentralbanken der Staaten des Europäischen

Wirtschaftsraums ausgegeben werden;

3. Wertpapiere, die uneingeschränkt und unwiderruflich

von einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraums

oder einer Gebietskörperschaft eines solchen Staates

garantiert werden;

4. Wertpapiere, die von Einlagenkreditinstituten oder

von Emittenten, deren Aktien bereits zum Handel an

einem organisierten Markt zugelassen sind, ausgege-

ben werden; dies gilt nur, wenn der Verkaufspreis für

alle angebotenen Wertpapiere weniger als

2,5 Millionen Euro beträgt, wobei diese Obergrenze

über einen Zeitraum von zwölf Monaten zu berech-

nen ist;

5. Nichtdividendenwerte, die von Einlagenkreditinsti-

tuten dauernd oder wiederholt für einen Verkaufs-

preis aller angebotenen Wertpapiere von weniger als

50 Millionen Euro ausgegeben werden, wobei diese

Obergrenze über einen Zeitraum von zwölf Monaten

zu berechnen ist, sofern diese Wertpapiere

a) nicht nachrangig, wandelbar oder umtauschbar

sind oder

b) nicht zur Zeichnung oder zum Erwerb anderer

Wertpapiere berechtigen und nicht an ein Derivat

gebunden sind.

(3) Unbeschadet des Absatzes 2 Nr. 2 bis 5 sind Emit-

tenten, Anbieter oder Zulassungsantragsteller berechtigt,

einen Prospekt im Sinne dieses Gesetzes zu erstellen,

wenn Wertpapiere öffentlich angeboten oder zum Han-

del an einem organisierten Markt zugelassen werden.

§ 2

Begriffsbestimmungen

§ 2

u n v e r ä n d e r t

Im Sinne dieses Gesetzes ist oder sind

1. Wertpapiere: übertragbare Wertpapiere, die an einem

Markt gehandelt werden können, insbesondere

a) Aktien und andere Wertpapiere, die Aktien oder

Anteilen an Kapitalgesellschaften oder anderen

juristischen Personen vergleichbar sind, sowie

Zertifikate, die Aktien vertreten,

b) Schuldtitel, insbesondere Schuldverschreibungen

und Zertifikate, die andere als die in Buchstabe a
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genannten Wertpapiere vertreten,

c) alle sonstigen Wertpapiere, die zum Erwerb oder

zur Veräußerung solcher Wertpapiere berechtigen

oder zu einer Barzahlung führen, die anhand von

übertragbaren Wertpapieren, Währungen, Zins-

sätzen oder -erträgen, Waren oder anderen Indi-

zes oder Messgrößen bestimmt wird,

mit Ausnahme von Geldmarktinstrumenten mit einer

Laufzeit von weniger als zwölf Monaten;

2. Dividendenwerte: Aktien und andere Wertpapiere,

die Aktien vergleichbar sind, sowie jede andere Art

übertragbarer Wertpapiere, die das Recht verbriefen,

bei Umwandlung dieses Wertpapiers oder Ausübung

des verbrieften Rechts die erstgenannten Wertpapiere

zu erwerben, sofern die letztgenannten Wertpapiere

vom Emittenten der zugrunde liegenden Aktien oder

von einem zum Konzern des Emittenten gehörenden

Unternehmen begeben wurden;

3. Nichtdividendenwerte: alle Wertpapiere, die keine

Dividendenwerte sind;

4. öffentliches Angebot von Wertpapieren: eine Mittei-

lung an das Publikum in jedweder Form und auf jed-

wede Art und Weise, die ausreichende Informationen

über die Angebotsbedingungen und die anzubieten-

den Wertpapiere enthält, um einen Anleger in die

Lage zu versetzen, über den Kauf oder die Zeichnung

dieser Wertpapiere zu entscheiden; dies gilt auch für

die Platzierung von Wertpapieren durch Institute im

Sinne des § 1 Abs. 1b des Kreditwesengesetzes oder

ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1

oder Abs. 7 des Kreditwesengesetzes tätiges Unter-

nehmen, wobei Mitteilungen auf Grund des Handels

von Wertpapieren an einem organisierten Markt oder

im Freiverkehr kein öffentliches Angebot darstellen;

5. Angebotsprogramm: einen Plan, der es erlauben

würde, Nichtdividendenwerte ähnlicher Art oder

Gattung sowie Optionsscheine jeder Art dauernd

oder wiederholt während eines bestimmten Emissi-

onszeitraums zu begeben;

6. qualifizierte Anleger:

a) Institute im Sinne des § 1 Abs. 1b des Kreditwe-

sengesetzes, nach § 53 Abs. 1 Satz 1, § 53b
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Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Kreditwesengeset-

zes tätige Unternehmen, private und öffentlich-

rechtliche Versicherungsunternehmen, Kapital-

anlagegesellschaften, Investmentaktiengesell-

schaften sowie ausländische Investmentgesell-

schaften und von diesen beauftragte Verwal-

tungsgesellschaften, Pensionsfonds und ihre

Verwaltungsgesellschaften, Warenderivatehänd-

ler sowie Einrichtungen, die weder zugelassen

sind noch beaufsichtigt werden und deren einzi-

ger Geschäftszweck in der Wertpapieranlage be-

steht,

b) nationale und regionale Regierungen, Zentralban-

ken, internationale und supranationale Institutio-

nen wie der Internationale Währungsfonds, die

Europäische Zentralbank, die Europäische Inve-

stitionsbank, andere vergleichbare internationale

Organisationen und die Kreditanstalt für Wieder-

aufbau,

c) andere juristische Personen, es sei denn, es han-

delt sich um kleine oder mittlere Unternehmen,

d) kleine oder mittlere Unternehmen mit Sitz im In-

land, sofern sie in das nach Maßgabe des § 27 ge-

führte Register eingetragen sind, und kleine oder

mittlere Unternehmen mit Sitz in einem anderen

Staat des Europäischen Wirtschaftsraums, sofern

sie in diesem Staat in ein als gleichwertig aner-

kanntes Register eingetragen sind, und

e) natürliche Personen mit Wohnsitz im Inland, so-

fern sie in das nach Maßgabe des § 27 geführte

Register eingetragen sind, und natürliche Perso-

nen mit Wohnsitz in einem anderen Staat des Eu-

ropäischen Wirtschaftsraums, sofern sie in diesem

Staat in ein als gleichwertig anerkanntes Register

eingetragen sind;

7. kleine und mittlere Unternehmen: Personen oder

Gesellschaften, die laut ihrem letzten Jahresabschluss

oder Konzernabschluss mindestens zwei der folgen-

den drei Kriterien erfüllen: eine durchschnittliche Be-

schäftigtenzahl im letzten Geschäftsjahr von weniger

als 250, eine Gesamtbilanzsumme von höchstens 43

Millionen Euro und ein Jahresnettoumsatz von höch-

stens 50 Millionen Euro;

8. Einlagenkreditinstitute: Unternehmen im Sinne des §

1 Abs. 3d Satz 1 des Kreditwesengesetzes;
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9. Emittent: eine Person oder Gesellschaft, die Wertpa-

piere begibt oder zu begeben beabsichtigt;

10. Anbieter: eine Person oder Gesellschaft, die Wertpa-

piere öffentlich anbietet;

11. Zulassungsantragsteller: die Personen, die die Zulas-

sung zum Handel an einem organisierten Markt be-

antragen;

12. dauernde oder wiederholte Ausgabe von Wertpapie-

ren: die dauernde oder mindestens zwei Emissionen

umfassende Ausgabe von Wertpapieren ähnlicher Art

oder Gattung während eines Zeitraums von zwölf

Monaten;

13. Herkunftsstaat:

a) für alle Emittenten von Wertpapieren, die nicht in

Buchstabe b genannt sind, der Staat des Europäi-

schen Wirtschaftsraums, in dem der Emittent sei-

nen Sitz hat,

b) für jede Emission von Nichtdividendenwerten mit

einer Mindeststückelung von 1 000 Euro sowie

für jede Emission von Nichtdividendenwerten,

die das Recht verbriefen, bei Umwandlung des

Wertpapiers oder Ausübung des verbrieften

Rechts übertragbare Wertpapiere zu erwerben

oder einen Barbetrag in Empfang zu nehmen, so-

fern der Emittent der Nichtdividendenwerte nicht

der Emittent der zugrunde liegenden Wertpapiere

oder ein zum Konzern dieses Emittenten gehö-

rendes Unternehmen ist, je nach Wahl des Emit-

tenten, des Anbieters oder des Zulassungsantrag-

stellers der Staat des Europäischen Wirtschafts-

raums, in dem der Emittent seinen Sitz hat, oder

der Staat des Europäischen Wirtschaftsraums, in

dem die Wertpapiere zum Handel an einem orga-

nisierten Markt zugelassen sind oder zugelassen

werden sollen, oder der Staat des Europäischen

Wirtschaftsraums, in dem die Wertpapiere öf-

fentlich angeboten werden; dies gilt auch für

Nichtdividendenwerte, die auf andere Währungen

als auf Euro lauten, wenn der Wert solcher Min-

deststückelungen annähernd 1 000 Euro ent-

spricht,

c) für alle Drittstaatemittenten von Wertpapieren,
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die nicht in Buchstabe b genannt sind, je nach

Wahl des Emittenten, des Anbieters oder des Zu-

lassungsantragstellers entweder der Staat des Eu-

ropäischen Wirtschaftsraums, in dem die Wertpa-

piere erstmals öffentlich angeboten werden sollen

oder der Staat des Europäischen Wirtschafts-

raums, in dem der erste Antrag auf Zulassung

zum Handel an einem organisierten Markt gestellt

wird, vorbehaltlich einer späteren Wahl durch den

Drittstaatemittenten, wenn der Herkunftsstaat

nicht gemäß seiner Wahl bestimmt wurde;

14. Aufnahmestaat: der Staat, in dem ein öffentliches

Angebot unterbreitet oder die Zulassung zum Handel

angestrebt wird, sofern dieser Staat nicht der Her-

kunftsstaat ist;

15. Staat des Europäischen Wirtschaftsraums: die Mit-

gliedstaaten der Europäischen Union und die anderen

Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäi-

schen Wirtschaftsraum;

16. organisierter Markt: ein Markt, der von staatlich

anerkannten Stellen geregelt und überwacht wird, re-

gelmäßig stattfindet und für das Publikum unmittel-

bar oder mittelbar zugänglich ist;

17. Bundesanstalt: die Bundesanstalt für Finanzdienstlei-

stungsaufsicht.

§ 3

Pflicht zur Veröffentlichung eines Prospekts und

Ausnahmen im Hinblick auf die Art des Angebots

§ 3

u n v e r ä n d e r t

(1) Für Wertpapiere, die im Inland öffentlich angeboten

werden, muss der Anbieter einen Prospekt veröffentli-

chen. Dies gilt nicht, soweit ein Prospekt nach den Vor-

schriften dieses Gesetzes bereits veröffentlicht worden

ist oder sofern sich aus Absatz 2 oder § 4 Abs. 1 etwas

anderes ergibt.

(2) Die Verpflichtung zur Veröffentlichung eines Pro-

spekts gilt nicht für ein Angebot von Wertpapieren,

1. das sich ausschließlich an qualifizierte Anleger rich-

tet,

2. das sich in jedem Staat des Europäischen Wirt-
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schaftsraums an weniger als 100 nicht qualifizierte

Anleger richtet,

3. das sich an Anleger richtet, die bei jedem gesonder-

ten Angebot Wertpapiere ab einem Mindestbetrag

von 50 000 Euro pro Anleger erwerben können,

4. sofern die Wertpapiere eine Mindeststückelung von

50 000 Euro haben oder

5. sofern der Verkaufspreis für alle angebotenen Wert-

papiere weniger als 100 000 Euro beträgt, wobei die-

se Obergrenze über einen Zeitraum von zwölf Mo-

naten zu berechnen ist.

Jede spätere Weiterveräußerung von Wertpapieren, die

zuvor Gegenstand einer oder mehrerer der in Satz 1

genannten Angebotsformen waren, ist als ein gesonder-

tes Angebot anzusehen. Bei der Platzierung von Wertpa-

pieren durch Institute im Sinne des § 1 Abs. 1b des Kre-

ditwesengesetzes oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder §

53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Kreditwesengesetzes

tätiges Unternehmen ist ein Prospekt zu veröffentlichen,

wenn die endgültige Platzierung keine der unter Satz 1

Nr. 1 bis 5 genannten Bedingungen erfüllt.

(3) Für Wertpapiere, die im Inland zum Handel an einem

organisierten Markt zugelassen werden sollen, muss der

Zulassungsantragsteller einen Prospekt veröffentlichen,

soweit sich aus § 4 Abs. 2 nichts anderes ergibt.

§ 4

Ausnahmen von der Pflicht zur Veröffentlichung

eines Prospekts im Hinblick auf bestimmte Wertpa-

piere

§ 4

u n v e r ä n d e r t

(1) Die Pflicht zur Veröffentlichung eines Prospekts gilt

nicht für öffentliche Angebote folgender Arten von

Wertpapieren:

1. Aktien, die im Austausch für bereits ausgegebene

Aktien derselben Gattung ausgegeben werden, ohne

dass mit der Ausgabe dieser neuen Aktien eine Ka-

pitalerhöhung verbunden ist;
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2. Wertpapiere, die anlässlich einer Übernahme im

Wege eines Tauschangebots angeboten werden, so-

fern ein Dokument verfügbar ist, dessen Angaben

denen des Prospekts gleichwertig sind;

3. Wertpapiere, die anlässlich einer Verschmelzung

angeboten oder zugeteilt werden oder zugeteilt wer-

den sollen, sofern ein Dokument verfügbar ist, dessen

Angaben denen des Prospekts gleichwertig sind;

4. Aktien, die den Aktionären nach einer Kapitalerhö-

hung aus Gesellschaftsmitteln angeboten werden,

sowie Dividenden in Form von Aktien derselben

Gattung wie die Aktien, für die solche Dividenden

ausgeschüttet werden, sofern ein Dokument zur Ver-

fügung gestellt wird, das Informationen über die An-

zahl und die Art der Aktien enthält und in dem die

Gründe und Einzelheiten zu dem Angebot dargelegt

werden;

5. Wertpapiere, die derzeitigen oder ehemaligen Mit-

gliedern von Geschäftsführungsorganen oder Arbeit-

nehmern von ihrem Arbeitgeber, dessen Wertpapiere

bereits zum Handel an einem organisierten Markt zu-

gelassen sind, oder von einem verbundenen Unter-

nehmen im Sinne des § 15 des Aktiengesetzes ange-

boten werden, sofern ein Dokument zur Verfügung

gestellt wird, das Informationen über die Anzahl und

die Art der Wertpapiere enthält und in dem die Grün-

de und die Einzelheiten zu dem Angebot dargelegt

werden.

(2) Die Pflicht zur Veröffentlichung eines Prospekts gilt

nicht für die Zulassung folgender Arten von Wertpapie-

ren zum Handel an einem organisierten Markt:

1. Aktien, die über einen Zeitraum von zwölf Monaten

weniger als zehn Prozent der Zahl der Aktien dersel-

ben Gattung ausmachen, die bereits zum Handel an

demselben organisierten Markt zugelassen sind;

2. Aktien, die im Austausch für bereits an demselben

organisierten Markt zum Handel zugelassene Aktien

derselben Gattung ausgegeben werden, ohne dass mit

der Ausgabe dieser neuen Aktien eine Kapitalerhö-

hung verbunden ist;

3. Wertpapiere, die anlässlich einer Übernahme im
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Wege eines Tauschangebots angeboten werden, so-

fern ein Dokument verfügbar ist, dessen Angaben

denen des Prospekts gleichwertig sind;

4. Wertpapiere, die anlässlich einer Verschmelzung

angeboten oder zugeteilt werden oder zugeteilt wer-

den sollen, sofern ein Dokument verfügbar ist, dessen

Angaben denen des Prospekts gleichwertig sind;

5. Aktien, die nach einer Kapitalerhöhung aus Gesell-

schaftsmitteln den Inhabern an demselben organi-

sierten Markt zum Handel zugelassener Aktien der-

selben Gattung angeboten oder zugeteilt werden oder

zugeteilt werden sollen, sowie Dividenden in Form

von Aktien derselben Gattung wie die Aktien, für die

solche Dividenden ausgeschüttet werden, sofern ein

Dokument zur Verfügung gestellt wird, das Informa-

tionen über die Anzahl und die Art der Aktien enthält

und in dem die Gründe und Einzelheiten zu dem An-

gebot dargelegt werden;

6. Wertpapiere, die derzeitigen oder ehemaligen Mit-

gliedern von Geschäftsführungsorganen oder Arbeit-

nehmern von ihrem Arbeitgeber oder von einem ver-

bundenen Unternehmen im Sinne des § 15 des Akti-

engesetzes angeboten oder zugeteilt werden oder zu-

geteilt werden sollen, sofern es sich dabei um Wert-

papiere derselben Gattung handelt wie die Wertpa-

piere, die bereits zum Handel an demselben organi-

sierten Markt zugelassen sind, und ein Dokument zur

Verfügung gestellt wird, das Informationen über die

Anzahl und den Typ der Wertpapiere enthält und in

dem die Gründe und Einzelheiten zu dem Angebot

dargelegt werden;

7. Aktien, die nach der Ausübung von Umtausch- oder

Bezugsrechten aus anderen Wertpapieren ausgegeben

werden, sofern es sich dabei um Aktien derselben

Gattung handelt wie die Aktien, die bereits zum

Handel an demselben organisierten Markt zugelassen

sind;

8. Wertpapiere, die bereits zum Handel an einem ande-

ren organisierten Markt zugelassen sind, sofern sie

folgende Voraussetzungen erfüllen:

a) die Wertpapiere oder Wertpapiere derselben

Gattung sind bereits länger als 18 Monate zum
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Handel an dem anderen organisierten Markt zu-

gelassen,

b) für die Wertpapiere wurde, sofern sie nach dem

30. Juni 1983 und bis einschließlich 31. Dezem-

ber 2003 erstmalig börsennotiert wurden, ein Pro-

spekt gebilligt nach den Vorschriften des Börsen-

gesetzes oder den Vorschriften anderer Staaten

des Europäischen Wirtschaftsraums, die auf

Grund der Richtlinie 80/390/EWG des Rates vom

17. März 1980 zur Koordinierung der Bedingun-

gen für die Erstellung, die Kontrolle und die Ver-

breitung des Prospekts, der für die Zulassung von

Wertpapieren zur amtlichen Notierung an einer

Wertpapierbörse zu veröffentlichen ist (ABl.

EG Nr. L 100 S. 1) in der jeweils geltenden Fas-

sung oder auf Grund der Richtlinie 2001/34/EG

des Europäischen Parlaments und des Rates vom

28. Mai 2001 über die Zulassung von Wertpapie-

ren zur amtlichen Börsennotierung und über die

hinsichtlich dieser Wertpapiere zu veröffentli-

chenden Informationen (ABl. EG Nr. L 184 S. 1)

in der jeweils geltenden Fassung erlassen worden

sind; wurden die Wertpapiere nach dem

31. Dezember 2003 erstmalig zum Handel an ei-

nem organisierten Markt zugelassen, muss die

Zulassung zum Handel an dem anderen organi-

sierten Markt mit der Billigung eines Prospekts

einhergegangen sein, der in einer in § 14 Abs. 2

genannten Art und Weise veröffentlicht wurde,

c) der Emittent der Wertpapiere hat die auf Grund

der Richtlinien der Europäischen Gemeinschaft

erlassenen Vorschriften betreffend die Zulassung

zum Handel an dem anderen organisierten Markt

und die hiermit im Zusammenhang stehenden In-

formationspflichten erfüllt,

d) der Zulassungsantragsteller erstellt ein zusam-

menfassendes Dokument in deutscher Sprache,

e) das zusammenfassende Dokument nach Buchsta-

be d wird in einer in § 14 vorgesehenen Art und

Weise veröffentlicht und

f) der Inhalt dieses zusammenfassenden Dokuments

entspricht den Anforderungen des § 5 Abs. 2 Satz

2. Ferner ist in diesem Dokument anzugeben, wo

der neueste Prospekt sowie Finanzinformationen,

die vom Emittenten entsprechend den für ihn

geltenden Publizitätsvorschriften offen gelegt

werden, erhältlich sind.
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(3) Das Bundesministerium der Finanzen kann im

Einvernehmen mit dem Bundesministerium der

Justiz durch Rechtsverordnung, die nicht der Zu-

stimmung des Bundesrates bedarf, bestimmen, wel-

che Voraussetzungen die Angaben in den in Absatz

1 Nr. 2 und 3 sowie Absatz 2 Nr. 3 und 4 genannten

Dokumenten im Einzelnen erfüllen müssen, um

gleichwertig im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 oder 3

oder im Sinne des Absatzes 2 Nr. 3 oder 4 zu sein.

Dies kann auch in der Weise geschehen, dass Vor-

schriften des deutschen Rechts oder des Rechts

anderer Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums

bezeichnet werden, bei deren Anwendung die

Gleichwertigkeit gegeben ist. Das Bundesministeri-

um der Finanzen kann die Ermächtigung durch

Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt für Fi-

nanzdienstleistungsaufsicht übertragen.

Abschnitt 2

Erstellung des Prospekts

Abschnitt 2

Erstellung des Prospekts

§ 5

Prospekt

§ 5

u n v e r ä n d e r t

(1) Der Prospekt muss unbeschadet der Bestimmungen

des § 8 Abs. 2 in leicht analysierbarer und verständlicher

Form sämtliche Angaben enthalten, die im Hinblick auf

den Emittenten und die öffentlich angebotenen oder zum

Handel an einem organisierten Markt zugelassenen

Wertpapiere notwendig sind, um dem Publikum ein

zutreffendes Urteil über die Vermögenswerte und Ver-

bindlichkeiten, die Finanzlage, die Gewinne und Verlu-

ste, die Zukunftsaussichten des Emittenten und jedes

Garantiegebers sowie über die mit diesen Wertpapieren

verbundenen Rechte zu ermöglichen. Insbesondere muss

der Prospekt Angaben über den Emittenten und über die

Wertpapiere, die öffentlich angeboten oder zum Handel

an einem organisierten Markt zugelassen werden sollen,

enthalten. Der Prospekt muss in einer Form abgefasst

sein, die sein Verständnis und seine Auswertung er-

leichtern.

 (2) Der Prospekt muss eine Zusammenfassung enthal-

ten. In der Zusammenfassung sind kurz und allgemein
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verständlich die wesentlichen Merkmale und Risiken zu

nennen, die auf den Emittenten, jeden Garantiegeber und

die Wertpapiere zutreffen. Die Zusammenfassung muss

Warnhinweise enthalten, dass

1. sie als Einführung zum Prospekt verstanden werden

sollte,

2. der Anleger jede Entscheidung zur Anlage in die

betreffenden Wertpapiere auf die Prüfung des ge-

samten Prospekts stützen sollte,

3. für den Fall, dass vor einem Gericht Ansprüche auf

Grund der in einem Prospekt enthaltenen Informatio-

nen geltend gemacht werden, der als Kläger auftre-

tende Anleger in Anwendung der einzelstaatlichen

Rechtsvorschriften der Staaten des Europäischen

Wirtschaftsraums die Kosten für die Übersetzung des

Prospekts vor Prozessbeginn zu tragen haben könnte

und

4. diejenigen Personen, die die Verantwortung für die

Zusammenfassung einschließlich einer Übersetzung

hiervon übernommen haben, oder von denen deren

Erlass ausgeht, haftbar gemacht werden können, je-

doch nur für den Fall, dass die Zusammenfassung ir-

reführend, unrichtig oder widersprüchlich ist, wenn

sie zusammen mit den anderen Teilen des Prospekts

gelesen wird.

Betrifft der Prospekt die Zulassung von Nichtdividen-

denwerten mit einer Mindeststückelung von 50 000 Euro

zum Handel an einem organisierten Markt, muss keine

Zusammenfassung erstellt werden.

(3) Der Prospekt ist mit dem Datum seiner Erstellung zu

versehen und vom Anbieter zu unterzeichnen. Sollen auf

Grund des Prospekts Wertpapiere zum Handel an einem

organisierten Markt zugelassen werden, ist der Prospekt

vom Zulassungsantragsteller zu unterzeichnen.

(4) Der Prospekt muss Namen und Funktionen, bei juri-

stischen Personen oder Gesellschaften die Firma und den

Sitz der Personen oder Gesellschaften angeben, die für

seinen Inhalt die Verantwortung übernehmen; er muss

eine Erklärung dieser Personen oder Gesellschaften

enthalten, dass ihres Wissens die Angaben richtig und

keine wesentlichen Umstände ausgelassen sind. Im Fall
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des Absatzes 3 Satz 2 hat stets auch das Kreditinstitut,

Finanzdienstleistungsinstitut oder nach § 53 Abs. 1 Satz

1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 des Kreditwesengesetzes

tätige Unternehmen, mit dem der Emittent zusammen die

Zulassung der Wertpapiere beantragt, die Verantwortung

zu übernehmen und muss der Prospekt dessen Erklärung

nach Satz 1 enthalten.

§ 6

Basisprospekt

§ 6

u n v e r ä n d e r t

(1) Für die folgenden Wertpapierarten kann der Anbieter

oder der Zulassungsantragsteller einen Basisprospekt

erstellen, der alle nach den §§ 5 und 7 notwendigen

Angaben zum Emittenten und den öffentlich anzubieten-

den oder zum Handel an einem organisierten Markt

zuzulassenden Wertpapieren enthalten muss, nicht je-

doch die endgültigen Bedingungen des Angebots:

1. Nichtdividendenwerte sowie Optionsscheine jegli-

cher Art, die im Rahmen eines Angebotsprogramms

ausgegeben werden;

2. Nichtdividendenwerte, die dauernd oder wiederholt

von Einlagenkreditinstituten begeben werden,

a) sofern die Wertpapiere durch in ein Deckungsre-

gister eingetragene Vermögensgegenstände ge-

deckt werden, die eine ausreichende Deckung der

aus den betreffenden Wertpapieren erwachsenden

Verbindlichkeiten bis zum Fälligkeitstermin bie-

ten, und

b) sofern die Vermögensgegenstände im Sinne des

Buchstaben a im Falle der Insolvenz des Einla-

genkreditinstituts unbeschadet der auf Grund der

Richtlinie 2001/24/EG des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 4. April 2001 über die

Sanierung und Liquidation von Kreditinstituten

(ABl. EU Nr. L 125 S. 15) erlassenen Vorschrif-

ten vorrangig zur Rückzahlung des Kapitals und

der aufgelaufenen Zinsen bestimmt sind.

(2) Die Angaben des Basisprospekts sind erforderlichen-

falls durch aktualisierte Angaben zum Emittenten und zu

den Wertpapieren, die öffentlich angeboten oder zum

Handel an einem organisierten Markt zugelassen werden

sollen, nach Maßgabe des § 16 zu ergänzen.

(3) Werden die endgültigen Bedingungen des Angebots
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weder in den Basisprospekt noch in einen Nachtrag nach

§ 16 aufgenommen, hat der Anbieter oder Zulassungs-

antragsteller sie spätestens am Tage des öffentlichen

Angebots in der in § 14 genannten Art und Weise zu

veröffentlichen. Der Anbieter oder Zulassungsantrag-

steller hat die endgültigen Bedingungen des Angebots

zudem spätestens am Tag der Veröffentlichung bei der

Bundesanstalt zu hinterlegen. Ist eine fristgerechte Ver-

öffentlichung oder Hinterlegung aus praktischen Grün-

den nicht durchführbar, ist sie unverzüglich nachzuho-

len. § 8 Abs. 1 Satz 1 und 2 ist in den in Satz 1 genann-

ten Fällen entsprechend anzuwenden.

§ 7

Mindestangaben

§ 7

u n v e r ä n d e r t

Die Mindestangaben, die in einen Prospekt aufzunehmen

sind, bestimmen sich nach der Verordnung (EG) Nr.

809/2004 der Kommission vom 29. April 2004 zur Um-

setzung der Richtlinie 2003/71/EG des Europäischen

Parlaments und des Rates betreffend die in Prospekten

enthaltenen Informationen sowie das Format, die Auf-

nahme von Informationen mittels Verweis und die Ver-

öffentlichung solcher Prospekte und die Verbreitung von

Werbung (ABl. EU Nr. L 149 S. 1, Nr. L 215 S. 3).

§ 8

Nichtaufnahme von Angaben

§ 8

Nichtaufnahme von Angaben

(1) Für den Fall, dass der Ausgabepreis der Wertpapiere

(Emissionspreis) und die Gesamtzahl der öffentlich an-

gebotenen Wertpapiere (Emissionsvolumen) im Prospekt

nicht genannt werden können, muss der Prospekt die

Kriterien oder die Bedingungen angeben, anhand deren

die Werte ermittelt werden. Bezüglich des Emissions-

preises soll der Prospekt auch den Höchstpreis angeben.

Enthält der Prospekt nicht die nach Satz 1 erforderlichen

Kriterien oder Bedingungen, hat der Erwerber das Recht,

seine auf den Abschluss des Vertrages gerichtete Wil-

lenserklärung innerhalb von zwei Werktagen nach Hin-

terlegung des endgültigen Emissionspreises und des

Emissionsvolumens zu widerrufen. Der Widerruf muss

keine Begründung enthalten und ist in Textform gegen-

über der im Prospekt als Empfänger des Widerrufs be-

zeichneten Person zu erklären; zur Fristwahrung genügt

die rechtzeitige Absendung. Auf die Rechtsfolgen des

Widerrufs ist § 357 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ent-

(1) Für den Fall, dass der Ausgabepreis der Wertpapiere

(Emissionspreis) und die Gesamtzahl der öffentlich an-

gebotenen Wertpapiere (Emissionsvolumen) im Prospekt

nicht genannt werden können, muss der Prospekt die

Kriterien oder die Bedingungen angeben, anhand deren

die Werte ermittelt werden. Abweichend hiervon kann

bezüglich des Emissionspreises der Prospekt auch den

Höchstpreis angeben. Enthält der Prospekt nicht die nach

Satz 1 oder Satz 2 erforderlichen Kriterien oder Bedin-

gungen, hat der Erwerber das Recht, seine auf den Ab-

schluss des Vertrages gerichtete Willenserklärung inner-

halb von zwei Werktagen nach Hinterlegung des end-

gültigen Emissionspreises und des Emissionsvolumens

zu widerrufen. Der Widerruf muss keine Begründung

enthalten und ist in Textform gegenüber der im Prospekt

als Empfänger des Widerrufs bezeichneten Person zu

erklären; zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Ab-

sendung. Auf die Rechtsfolgen des Widerrufs ist § 357
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sprechend anzuwenden. Der Anbieter oder Zulassungs-

antragsteller muss den endgültigen Emissionspreis und

das Emissionsvolumen spätestens am Tag des öffentli-

chen Angebots in einer nach § 14 Abs. 2 zulässigen Art

und Weise veröffentlichen. Erfolgt kein öffentliches

Angebot, sind der endgültige Emissionspreis und das

Emissionsvolumen spätestens einen Werktag vor der

Einführung der Wertpapiere zu veröffentlichen. Werden

Nichtdividendenwerte eingeführt, ohne dass ein öffentli-

ches Angebot erfolgt, kann die Veröffentlichung nach

Satz 6 nachträglich vorgenommen werden, wenn die

Nichtdividendenwerte während einer längeren Dauer und

zu veränderlichen Preisen ausgegeben werden. Der end-

gültige Emissionspreis und das Emissionsvolumen sind

zudem stets am Tag der Veröffentlichung bei der Bun-

desanstalt zu hinterlegen. Der Prospekt muss in den

Fällen des Satzes 3 an hervorgehobener Stelle eine Be-

lehrung über das Widerrufsrecht enthalten.

des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anzuwen-

den. Der Anbieter oder Zulassungsantragsteller muss den

endgültigen Emissionspreis und das Emissionsvolumen

unverzüglich nach deren Festlegung in einer nach § 14

Abs. 2 zulässigen Art und Weise veröffentlichen. Erfolgt

kein öffentliches Angebot, sind der endgültige Emissi-

onspreis und das Emissionsvolumen spätestens einen

Werktag vor der Einführung der Wertpapiere zu veröf-

fentlichen. Werden Nichtdividendenwerte eingeführt,

ohne dass ein öffentliches Angebot erfolgt, kann die

Veröffentlichung nach Satz 6 nachträglich vorgenommen

werden, wenn die Nichtdividendenwerte während einer

längeren Dauer und zu veränderlichen Preisen ausgege-

ben werden. Der endgültige Emissionspreis und das

Emissionsvolumen sind zudem stets am Tag der Veröf-

fentlichung bei der Bundesanstalt zu hinterlegen. Der

Prospekt muss in den Fällen des Satzes 3 an hervorgeho-

bener Stelle eine Belehrung über das Widerrufsrecht

enthalten.

(2) Die Bundesanstalt kann gestatten, dass bestimmte

Angaben, die nach diesem Gesetz oder der Verordnung

(EG) Nr. 809/2004 vorgeschrieben sind, nicht aufge-

nommen werden müssen, wenn

(2)  u n v e r ä n d e r t

1. die Verbreitung dieser Angaben dem öffentlichen

Interesse zuwiderläuft,

2. die Verbreitung dieser Angaben dem Emittenten

erheblichen Schaden zufügt, sofern die Nichtveröf-

fentlichung das Publikum nicht über die für eine fun-

dierte Beurteilung des Emittenten, des Anbieters, des

Garantiegebers und der Wertpapiere, auf die sich der

Prospekt bezieht, wesentlichen Tatsachen und Um-

stände täuscht, oder

3. die Angaben für das spezielle Angebot oder für die

spezielle Zulassung zum Handel an einem organi-

sierten Markt von untergeordneter Bedeutung und

nicht geeignet sind, die Beurteilung der Finanzlage

und der Entwicklungsaussichten des Emittenten, An-

bieters oder Garantiegebers zu beeinflussen.

(3) Sind bestimmte Angaben, die nach der Verordnung

(EG) Nr. 809/2004 in den Prospekt aufzunehmen sind,

dem Tätigkeitsbereich oder der Rechtsform des Emit-

tenten oder den Wertpapieren, auf die sich der Prospekt

bezieht, ausnahmsweise nicht angemessen, hat der Pro-

(3)  u n v e r ä n d e r t
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spekt unbeschadet einer angemessenen Information des

Publikums Angaben zu enthalten, die den geforderten

Angaben gleichwertig sind.

§ 9

Gültigkeit des Prospekts, des Basisprospekts und des

Registrierungsformulars

§ 9

Gültigkeit des Prospekts, des Basisprospekts und des

Registrierungsformulars

(1) Ein Prospekt ist nach seiner Veröffentlichung zwölf

Monate lang für öffentliche Angebote oder Zulassungen

zum Handel an einem organisierten Markt gültig, sofern

er um die nach § 16 erforderlichen Nachträge ergänzt

wird.

(1)  u n v e r ä n d e r t

(2) Im Falle eines Angebotsprogramms ist der Basispro-

spekt nach seiner Veröffentlichung zwölf Monate lang

gültig.

(2)  u n v e r ä n d e r t

(3) Bei Nichtdividendenwerten im Sinne des § 6 Abs. 1

Nr. 2 ist der Prospekt gültig, bis keines der betroffenen

Wertpapiere mehr dauernd oder wiederholt ausgegeben

wird.

(3)  u n v e r ä n d e r t

(4) Ein hinterlegtes Registrierungsformular im Sinne von

§ 12 Abs. 1 Satz 3 ist zwölf Monate gültig. Das Regi-

strierungsformular ist zusammen mit der Wertpapierbe-

schreibung und der Zusammenfassung als gültiger Pro-

spekt anzusehen.

(4)  u n v e r ä n d e r t

(5) Nach Ablauf der Gültigkeit darf auf Grund dieses

Prospekts kein öffentliches Angebot von Wertpapieren

erfolgen oder deren Zulassung zum Handel an einem

organisierten Markt beantragt werden.

(5) Nach Ablauf der Gültigkeit darf auf Grund dieses

Prospekts kein neues öffentliches Angebot von Wertpa-

pieren erfolgen oder deren Zulassung zum Handel an

einem organisierten Markt beantragt werden.

§ 10

Jährliches Dokument

§ 10

Jährliches Dokument

(1) Ein Emittent, dessen Wertpapiere zum Handel an

einem organisierten Markt zugelassen sind, hat minde-

stens einmal jährlich dem Publikum ein Dokument in der

in Satz 3 vorgesehenen Weise zur Verfügung zu stellen,

das alle Informationen enthält oder auf sie verweist, die

der Emittent in den vorausgegangenen zwölf Monaten

auf Grund

(1) Ein Emittent, dessen Wertpapiere zum Handel an

einem organisierten Markt zugelassen sind, hat minde-

stens einmal jährlich dem Publikum ein Dokument in der

in Satz 2 vorgesehenen Weise zur Verfügung zu stellen,

das alle Informationen enthält oder auf sie verweist, die

der Emittent in den vorausgegangenen zwölf Monaten

auf Grund

1. der §§ 15, 15a, 25 oder 26 des Wertpapierhandelsge-

setzes,

1.  u n v e r ä n d e r t
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2. des § 39 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 des Börsengesetzes

in Verbindung mit dem Zweiten Kapitel der Börsen-

zulassungs-Verordnung,

2.  u n v e r ä n d e r t

3. des § 42 des Börsengesetzes in Verbindung mit einer

Börsenordnung oder

3. der §§ 42 und 54 des Börsengesetzes in Verbindung

mit einer Börsenordnung oder

4. der den Nummern 1 bis 3 entsprechenden ausländi-

schen Vorschriften

4.  u n v e r ä n d e r t

veröffentlicht oder dem Publikum zur Verfügung gestellt

hat. Soweit der Emittent zum Handelsregister oder zu

einem entsprechenden ausländischen Register zur Ein-

tragung anzumeldende Tatsachen oder einzureichende

Unterlagen nicht bereits nach den in Satz 1 genannten

Vorschriften veröffentlicht oder dem Publikum zur Ver-

fügung gestellt hat, muss das Dokument auch diese ent-

halten oder auf sie verweisen. Das Dokument ist dem

Publikum zur Verfügung zu stellen, indem es entspre-

chend § 14 Abs. 2 in der dort beschriebenen Weise ver-

öffentlicht wird.

veröffentlicht oder dem Publikum zur Verfügung gestellt

hat. Das Dokument ist dem Publikum zur Verfügung zu

stellen, indem es entsprechend § 14 Abs. 2 in der dort

beschriebenen Weise veröffentlicht wird.

(2) Der Emittent hat das Dokument nach der Offenle-

gung des Jahresabschlusses bei der Bundesanstalt zu

hinterlegen. Verweist das Dokument auf Angaben, so ist

anzugeben, wo diese zu erhalten sind.

(2)  u n v e r ä n d e r t

(3) Die in Absatz 1 genannte Verpflichtung gilt nicht für

Emittenten von Nichtdividendenwerten mit einer Min-

deststückelung von 50 000 Euro.

(3)  u n v e r ä n d e r t

§ 11

Angaben in Form eines Verweises

§ 11

Angaben in Form eines Verweises

(1) Der Prospekt kann Angaben in Form eines Verweises

auf ein oder mehrere zuvor oder gleichzeitig veröffent-

lichte Dokumente enthalten, die nach diesem Gesetz,

insbesondere nach § 10, oder den in anderen Staaten des

Europäischen Wirtschaftsraums zur Umsetzung der

Richtlinie 2003/71/EG des Europäischen Parlaments und

des Rates vom 4. November 2003 betreffend den Pro-

spekt, der beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren

oder bei deren Zulassung zum Handel zu veröffentlichen

ist, und zur Änderung der Richtlinie 2001/34/EG (ABl.

EU Nr. L 345 S. 64) erlassenen Vorschriften oder nach

(1) u n v e r ä n d e r t
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dem Börsengesetz oder den in anderen Staaten des Euro-

päischen Wirtschaftsraums zur Umsetzung der Titel IV

und V der Richtlinie 2001/34/EG erlassenen Vorschrif-

ten von der zuständigen Behörde gebilligt oder bei ihr

hinterlegt wurden. Dabei muss es sich um die aktuellsten

Angaben handeln, die dem Emittenten zur Verfügung

stehen. Die Zusammenfassung darf keine Angaben in

Form eines Verweises enthalten.

(2) Werden Angaben in Form eines Verweises aufge-

nommen, muss der Prospekt eine Liste zu enthalten, die

angibt, an welchen Stellen Angaben im Wege des Ver-

weises in den Prospekt aufgenommen worden sind, um

welche Angaben es sich handelt und wo die im Wege

des Verweises einbezogenen Angaben veröffentlicht

sind.

(2) Werden Angaben in Form eines Verweises aufge-

nommen, muss der Prospekt eine Liste enthalten, die

angibt, an welchen Stellen Angaben im Wege des Ver-

weises in den Prospekt aufgenommen worden sind, um

welche Angaben es sich handelt und wo die im Wege des

Verweises einbezogenen Angaben veröffentlicht sind.

§ 12

Prospekt aus einem oder mehreren Einzeldokumen-

ten

§ 12

u n v e r ä n d e r t

(1) Der Prospekt kann als ein einziges Dokument oder in

mehreren Einzeldokumenten erstellt werden. Besteht ein

Prospekt aus mehreren Einzeldokumenten, so sind die

geforderten Angaben auf ein Registrierungsformular,

eine Wertpapierbeschreibung und eine Zusammenfas-

sung aufzuteilen. Das Registrierungsformular muss die

Angaben zum Emittenten enthalten. Die Wertpapierbe-

schreibung muss die Angaben zu den Wertpapieren, die

öffentlich angeboten oder zum Handel an einem organi-

sierten Markt zugelassen werden sollen, enthalten. Für

die Zusammenfassung gilt § 5 Abs. 2 Satz 2 bis 4. Ein

Basisprospekt darf nicht in mehreren Einzeldokumenten

erstellt werden.

(2) Ein Emittent, dessen Registrierungsformular bereits

von der Bundesanstalt gebilligt wurde, ist zur Erstellung

der Wertpapierbeschreibung und der Zusammenfassung

verpflichtet, wenn die Wertpapiere öffentlich angeboten

oder zum Handel an einem organisierten Markt zugelas-

sen werden.

(3) Im Fall des Absatzes 2 enthält die Wertpapierbe-

schreibung die Angaben, die im Registrierungsformular

enthalten sein müssen, wenn es seit der Billigung des

letzten aktualisierten Registrierungsformulars oder eines

Nachtrags nach § 16 zu erheblichen Veränderungen oder
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neuen Entwicklungen gekommen ist, die sich auf die

Beurteilung durch das Publikum auswirken könnten. Die

Wertpapierbeschreibung und die Zusammenfassung

werden von der Bundesanstalt gesondert gebilligt.

(4) Hat ein Emittent nur ein nicht gebilligtes Registrie-

rungsformular hinterlegt, so bedürfen alle Dokumente

der Billigung der Bundesanstalt.

Abschnitt 3

Billigung und Veröffentlichung des Prospekts

Abschnitt 3

Billigung und Veröffentlichung des Prospekts

§ 13

Billigung des Prospekts

§ 13

u n v e r ä n d e r t

(1) Ein Prospekt darf vor seiner Billigung nicht veröf-

fentlicht werden. Die Bundesanstalt entscheidet über die

Billigung nach Abschluss einer Vollständigkeitsprüfung

des Prospekts einschließlich einer Prüfung der Kohärenz

und Verständlichkeit der vorgelegten Informationen.

(2) Die Bundesanstalt teilt dem Anbieter oder dem Zu-

lassungsantragsteller innerhalb von zehn Werktagen

nach Eingang des Prospekts ihre Entscheidung mit. Die

Frist beträgt 20 Werktage, wenn das öffentliche Angebot

Wertpapiere eines Emittenten betrifft, dessen Wertpapie-

re noch nicht zum Handel an einem in einem Staat des

Europäischen Wirtschaftsraums gelegenen organisierten

Markt zugelassen sind und der Emittent zuvor keine

Wertpapiere öffentlich angeboten hat.

(3) Hat die Bundesanstalt Anhaltspunkte, dass der Pro-

spekt unvollständig ist oder es ergänzender Informatio-

nen bedarf, so gelten die in Absatz 2 genannten Fristen

erst ab dem Zeitpunkt, an dem diese Informationen ein-

gehen. Die Bundesanstalt soll den Anbieter oder Zulas-

sungsantragsteller hierüber innerhalb von zehn Werkta-

gen ab Eingang des Prospekts unterrichten.

(4) Die Bundesanstalt macht die gebilligten Prospekte

auf ihrer Internetseite für jeweils zwölf Monate zugäng-

lich.

(5) Die Bundesanstalt kann vom Anbieter oder Zulas-

sungsantragsteller verlangen, dass der Prospekt ein-

schließlich der Übersetzung der Zusammenfassung ihr in

elektronischer Form übermittelt wird. Hat der Anbieter
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oder Zulassungsantragsteller die in Satz 1 genannten

Dokumente bereits in Papierform eingereicht, hat er

gegenüber der Bundesanstalt schriftlich zu erklären, dass

die in elektronischer Form übermittelten Dokumente mit

den eingereichten Dokumenten übereinstimmen.

§ 14

Hinterlegung und Veröffentlichung des Prospekts

§ 14

u n v e r ä n d e r t

(1) Nach seiner Billigung hat der Anbieter oder Zulas-

sungsantragsteller den Prospekt bei der Bundesanstalt zu

hinterlegen und unverzüglich, spätestens einen Werktag

vor Beginn des öffentlichen Angebots, nach Absatz 2 zu

veröffentlichen. Werden die Wertpapiere ohne öffentli-

ches Angebot in den Handel an einem organisierten

Markt eingeführt, ist Satz 1 mit der Maßgabe entspre-

chend anzuwenden, dass für den Zeitpunkt der spätesten

Veröffentlichung anstelle des Beginns des öffentlichen

Angebots die Einführung der Wertpapiere maßgebend

ist. Findet vor der Einführung der Wertpapiere ein Han-

del von Bezugsrechten im organisierten Markt statt,

muss der Prospekt mindestens einen Werktag vor dem

Beginn dieses Handels veröffentlicht werden. Im Falle

eines ersten öffentlichen Angebots einer Gattung von

Aktien, für die der Emittent noch keine Zulassung zum

Handel an einem organisierten Markt erhalten hat, muss

die Frist zwischen dem Zeitpunkt der Veröffentlichung

des Prospekts nach Satz 1 und dem Abschluss des Ange-

bots mindestens sechs Werktage betragen.

(2) Der Prospekt ist zu veröffentlichen

1. in einer oder mehreren Wirtschafts- oder Tageszei-

tungen, die in den Staaten des Europäischen Wirt-

schaftsraums, in denen das öffentliche Angebot un-

terbreitet oder die Zulassung zum Handel angestrebt

wird, weit verbreitet sind,

2. indem der Prospekt in gedruckter Form zur kostenlo-

sen Ausgabe an das Publikum bereitgehalten wird

a) bei den zuständigen Stellen des organisierten

Marktes, an dem die Wertpapiere zum Handel

zugelassen werden sollen,

b) beim Emittenten,

c) bei den Instituten im Sinne des § 1 Abs. 1b des

Kreditwesengesetzes oder den nach § 53 Abs. 1

Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 des Kreditwesen-

gesetzes tätigen Unternehmen, die die Wertpapie-
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re platzieren oder verkaufen, oder

d) bei den Zahlstellen,

3. auf der Internetseite

a) des Emittenten,

b) der Institute im Sinne des § 1 Abs. 1b des Kre-

ditwesengesetzes oder der nach § 53 Abs. 1 Satz

1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 des Kreditwesengeset-

zes tätigen Unternehmen, die die Wertpapiere

platzieren oder verkaufen, oder

c) der Zahlstellen oder

4. auf der Internetseite des organisierten Marktes, für

den die Zulassung zum Handel beantragt wurde.

(3) Der Anbieter oder der Zulassungsantragsteller hat der

Bundesanstalt Datum und Ort der Veröffentlichung des

Prospekts unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Zudem

hat er in einer oder mehreren Zeitungen im Sinne des

Absatzes 2 Nr. 1 eine Mitteilung zu veröffentlichen, aus

der hervorgeht, wie der Prospekt veröffentlicht worden

ist und wo er erhältlich ist.

(4) Wird der Prospekt in mehreren Einzeldokumenten

erstellt oder enthält er Angaben in Form eines Verwei-

ses, können die den Prospekt bildenden Dokumente und

Angaben getrennt in einer der in Absatz 2 genannten Art

und Weise veröffentlicht werden. In jedem Einzeldoku-

ment ist anzugeben, wo die anderen Einzeldokumente

erhältlich sind, die zusammen mit diesem den vollstän-

digen Prospekt bilden.

 (5) Wird der Prospekt im Internet veröffentlicht, so

muss dem Anleger vom Anbieter, vom Zulassungsan-

tragsteller oder von den Instituten im Sinne des § 1 Abs.

1b des Kreditwesengesetzes oder den nach § 53 Abs. 1

Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 des Kreditwesengesetzes

tätigen Unternehmen, die die Wertpapiere platzieren

oder verkaufen, auf Verlangen eine Papierversion ko-

stenlos zur Verfügung gestellt werden.

(6) Der hinterlegte Prospekt wird von der Bundesanstalt

zehn Jahre aufbewahrt. Die Aufbewahrungsfrist beginnt

mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem der Pro-

spekt hinterlegt worden ist.

§ 15

Werbung

§ 15

u n v e r ä n d e r t
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(1) Jede Art von Werbung, die sich auf ein öffentliches

Angebot von Wertpapieren oder auf eine Zulassung zum

Handel an einem organisierten Markt bezieht, muss nach

Maßgabe der Absätze 2 bis 5 erfolgen. Die Absätze 2 bis

4 sind nur anzuwenden, wenn das öffentliche Angebot

von Wertpapieren oder die Zulassung von Wertpapieren

zum Handel an einem organisierten Markt prospekt-

pflichtig ist.

(2) In allen Werbeanzeigen ist darauf hinzuweisen, dass

ein Prospekt veröffentlicht wurde oder zur Veröffentli-

chung ansteht und wo die Anleger ihn erhalten können.

(3) Werbeanzeigen müssen als solche klar erkennbar

sein. Die darin enthaltenen Angaben dürfen nicht un-

richtig oder irreführend sein. Die Angaben dürfen dar-

über hinaus nicht im Widerspruch zu den Angaben ste-

hen, die der Prospekt enthält oder die im Prospekt ent-

halten sein müssen, falls dieser erst zu einem späteren

Zeitpunkt veröffentlicht wird.

(4) Alle über das öffentliche Angebot oder die Zulassung

zum Handel an einem organisierten Markt verbreiteten

Informationen, auch wenn sie nicht zu Werbezwecken

dienen, müssen mit den im Prospekt enthaltenen Anga-

ben übereinstimmen.

(5) Besteht nach diesem Gesetz keine Prospektpflicht,

muss der Anbieter wesentliche Informationen über den

Emittenten oder über ihn selbst, die sich an qualifizierte

Anleger oder besondere Anlegergruppen richten, ein-

schließlich Informationen, die im Verlauf von Veran-

staltungen betreffend Angebote von Wertpapieren mit-

geteilt werden, allen qualifizierten Anlegern oder allen

besonderen Anlegergruppen, an die sich das Angebot

ausschließlich richtet, mitteilen. Muss ein Prospekt ver-

öffentlicht werden, sind solche Informationen in den

Prospekt oder in einen Nachtrag zum Prospekt gemäß §

16 Abs. 1 aufzunehmen.

(6) Hat die Bundesanstalt Anhaltspunkte für einen Ver-

stoß gegen die Absätze 2 bis 5, kann sie anordnen, dass

die Werbung für jeweils höchstens zehn aufeinander

folgende Tage auszusetzen ist. Die Bundesanstalt kann

die Werbung mit Angaben untersagen, die geeignet sind,

über den Umfang der Prüfung nach § 13 oder § 16 irre-

zuführen. Vor allgemeinen Maßnahmen nach Satz 2 sind
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die Spitzenverbände der betroffenen Wirtschaftskreise

und des Verbraucherschutzes zu hören.

§ 16

Nachtrag zum Prospekt

§ 16

Nachtrag zum Prospekt

(1) Jeder wichtige neue Umstand oder jede wesentliche

Unrichtigkeit in Bezug auf die im Prospekt enthaltenen

Angaben, die die Beurteilung der Wertpapiere beeinflus-

sen könnten und die nach der Billigung des Prospekts

und vor dem endgültigen Schluss des öffentlichen Ange-

bots oder der Eröffnung des Handels an einem organi-

sierten Markt auftreten oder festgestellt werden, müssen

in einem Nachtrag zum Prospekt genannt werden. Der

Anbieter oder Zulassungsantragsteller muss den Nach-

trag bei der Bundesanstalt einreichen. Der Nachtrag ist

innerhalb von höchstens sieben Werktagen nach Eingang

bei der Bundesanstalt nach § 13 zu billigen. Nach der

Billigung muss der Anbieter oder Zulassungsantragstel-

ler den Nachtrag unverzüglich in derselben Art und Wei-

se wie den ursprünglichen Prospekt nach § 14 veröffent-

lichen.

(1) Jeder wichtige neue Umstand oder jede wesentliche

Unrichtigkeit in Bezug auf die im Prospekt enthaltenen

Angaben, die die Beurteilung der Wertpapiere beeinflus-

sen könnten und die nach der Billigung des Prospekts

und vor dem endgültigen Schluss des öffentlichen Ange-

bots oder der Einführung oder Einbeziehung in den

Handel auftreten oder festgestellt werden, müssen in

einem Nachtrag zum Prospekt genannt werden. Der

Anbieter oder Zulassungsantragsteller muss den Nach-

trag bei der Bundesanstalt einreichen. Der Nachtrag ist

innerhalb von höchstens sieben Werktagen nach Eingang

bei der Bundesanstalt nach § 13 zu billigen. Nach der

Billigung muss der Anbieter oder Zulassungsantragstel-

ler den Nachtrag unverzüglich in derselben Art und Wei-

se wie den ursprünglichen Prospekt nach § 14 veröffent-

lichen.

(2) Die Zusammenfassung und etwaige Übersetzungen

davon sind um die im Nachtrag enthaltenen Informatio-

nen zu ergänzen.

(2)  u n v e r ä n d e r t

(3) Anleger, die vor der Veröffentlichung des Nachtrags

eine auf den Erwerb oder die Zeichnung der Wertpapiere

gerichtete Willenserklärung abgegeben haben, können

diese innerhalb einer Frist von zwei Werktagen nach

Veröffentlichung des Nachtrags widerrufen. § 8 Abs. 1

Satz 3 bis 5 ist mit der Maßgabe entsprechend anzuwen-

den, dass an die Stelle der im Prospekt als Empfänger

des Widerrufs bezeichneten Person die im Nachtrag als

Empfänger des Widerrufs bezeichnete Person tritt. Der

Nachtrag muss an hervorgehobener Stelle eine Beleh-

rung über das Widerrufsrecht nach Satz 1 enthalten.

(3) Anleger, die vor der Veröffentlichung des Nachtrags

eine auf den Erwerb oder die Zeichnung der Wertpapiere

gerichtete Willenserklärung abgegeben haben, können

diese innerhalb einer Frist von zwei Werktagen nach

Veröffentlichung des Nachtrags widerrufen, sofern noch

keine Erfüllung eingetreten ist. § 8 Abs. 1 Satz 3 bis 5

ist mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass an

die Stelle der im Prospekt als Empfänger des Widerrufs

bezeichneten Person die im Nachtrag als Empfänger des

Widerrufs bezeichnete Person tritt. Der Nachtrag muss

an hervorgehobener Stelle eine Belehrung über das Wi-

derrufsrecht nach Satz 1 enthalten.

Abschnitt 4

Grenzüberschreitende Angebote und Zulassung

zum Handel

Abschnitt 4

Grenzüberschreitende Angebote und Zulassung

zum Handel

§ 17

Grenzüberschreitende Geltung gebilligter Prospekte

§ 17

u n v e r ä n d e r t
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(1) Soll ein Wertpapier auch oder ausschließlich in ei-

nem oder mehreren anderen Staaten des Europäischen

Wirtschaftsraums öffentlich angeboten oder zum Handel

an einem organisierten Markt zugelassen werden, so ist

unbeschadet des § 24 der von der Bundesanstalt gebil-

ligte Prospekt einschließlich etwaiger Nachträge in be-

liebig vielen Aufnahmestaaten ohne zusätzliches Billi-

gungsverfahren für ein öffentliches Angebot oder für die

Zulassung zum Handel gültig, sofern die zuständige

Behörde jedes Aufnahmestaats nach § 18 unterrichtet

wird.

(2) Sind seit der Billigung des Prospekts wichtige neue

Umstände oder wesentliche Unrichtigkeiten im Sinne

von § 16 aufgetreten, hat die Bundesanstalt vom Anbie-

ter oder Zulassungsantragsteller die Einreichung eines

Nachtrags zum Prospekt zur Billigung und dessen Veröf-

fentlichung zu verlangen. Hat die Bundesanstalt An-

haltspunkte dafür, dass ein Nachtrag nach § 16 zu veröf-

fentlichen ist, kann sie diese nach § 23 der zuständigen

Behörde des Herkunftsstaates übermitteln.

(3) Ein von der zuständigen Behörde eines anderen

Staates des Europäischen Wirtschaftsraums gebilligter

Prospekt einschließlich etwaiger Nachträge ist in der

Bundesrepublik Deutschland ohne zusätzliches Billi-

gungsverfahren für ein öffentliches Angebot oder für die

Zulassung zum Handel gültig, sofern die Bundesanstalt

nach den § 18 entsprechenden Vorschriften des Her-

kunftsstaates unterrichtet wird und die Sprache des Pro-

spekts die Anforderungen des § 19 Abs. 4 und 5 erfüllt.

§ 18

Bescheinigung der Billigung

§ 18

u n v e r ä n d e r t

(1) Die Bundesanstalt übermittelt den zuständigen Be-

hörden der Aufnahmestaaten auf Antrag des Anbieters

oder Zulassungsantragstellers innerhalb von drei Werk-

tagen eine Bescheinigung über die Billigung des Pro-

spekts, aus der hervorgeht, dass der Prospekt gemäß

diesem Gesetz erstellt wurde, sowie eine Kopie dieses

Prospekts. Wird der Antrag zusammen mit der Einrei-

chung des Prospekts zur Billigung gestellt, so beträgt die

Frist nach Satz 1 einen Werktag nach Billigung des Pro-

spekts. Der Anbieter oder Zulassungsantragsteller hat

dem Antrag die Übersetzungen der Zusammenfassung

gemäß der für den Prospekt geltenden Sprachenregelung
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des jeweiligen Aufnahmemitgliedstaates beizufügen.

(2) Absatz 1 ist auf gebilligte Nachträge zum Prospekt

entsprechend anzuwenden.

(3) Im Falle einer Gestattung nach § 8 Abs. 2 oder

Abs. 3 sind die Vorschriften, auf denen sie beruht, in der

Bescheinigung zu nennen und ihre Anwendung zu be-

gründen.

Abschnitt 5

Sprachenregelung und Emittenten mit Sitz in

Drittstaaten

Abschnitt 5

Sprachenregelung und Emittenten mit Sitz in

Drittstaaten

§ 19

Sprachenregelung

§ 19

Sprachenregelung

(1) Werden Wertpapiere, für die der Herkunftsstaat des

Emittenten die Bundesrepublik Deutschland ist, im In-

land öffentlich angeboten oder wird im Inland die Zulas-

sung zum Handel an einem organisierten Markt bean-

tragt und nicht auch in einem anderen Staat oder mehre-

ren anderen Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums,

ist der Prospekt in deutscher Sprache zu erstellen. Die

Bundesanstalt kann die Erstellung eines Prospekts in

einer in internationalen Finanzkreisen gebräuchlichen

Sprache gestatten, sofern der Prospekt auch eine Über-

setzung der Zusammenfassung in die deutsche Sprache

enthält und im Einzelfall unter Berücksichtigung der Art

der Wertpapiere eine ausreichende Information des Pu-

blikums gewährleistet erscheint.

(1)  u n v e r ä n d e r t

(2) Werden Wertpapiere, für die der Herkunftsstaat des

Emittenten die Bundesrepublik Deutschland ist, nicht im

Inland öffentlich angeboten und wird nicht im Inland die

Zulassung an einem organisierten Markt beantragt, son-

dern nur in einem anderen Staat oder mehreren anderen

Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums, kann der

Anbieter oder Zulassungsantragsteller den Prospekt nach

seiner Wahl in einer von der zuständigen Behörde des

Aufnahmestaates oder den zuständigen Behörden der

Aufnahmestaaten anerkannten Sprache oder in einer in

internationalen Finanzkreisen gebräuchlichen Sprache

erstellen. In den Fällen des Satzes 1 ist der Prospekt

zusätzlich in einer von der Bundesanstalt anerkannten

oder in internationalen Finanzkreisen gebräuchlichen

Sprache zu erstellen, sofern eine solche Sprache nicht

(2)  u n v e r ä n d e r t
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bereits nach Satz 1 gewählt worden ist.

(3) Werden Wertpapiere, für die der Herkunftsstaat des

Emittenten die Bundesrepublik Deutschland ist, im In-

land öffentlich angeboten oder wird im Inland die Zulas-

sung an einem organisierten Markt beantragt und werden

die Wertpapiere auch in einem anderen Staat oder meh-

reren anderen Staaten des Europäischen Wirtschafts-

raums öffentlich angeboten oder wird auch dort die Zu-

lassung zum Handel beantragt, ist der Prospekt in deut-

scher Sprache zu erstellen. Die Bundesanstalt kann die

Erstellung eines Prospektes in einer in internationalen

Finanzkreisen gebräuchlichen Sprache gestatten, sofern

der Prospekt auch eine Übersetzung der Zusammenfas-

sung in die deutsche Sprache enthält und unter Berück-

sichtigung der Art der Wertpapiere eine ausreichende

Information des Publikums gewährleistet erscheint.

(3) Werden Wertpapiere, für die der Herkunftsstaat des

Emittenten die Bundesrepublik Deutschland ist, im In-

land öffentlich angeboten oder wird im Inland die Zulas-

sung an einem organisierten Markt beantragt und werden

die Wertpapiere auch in einem anderen Staat oder meh-

reren anderen Staaten des Europäischen Wirtschafts-

raums öffentlich angeboten oder wird auch dort die Zu-

lassung zum Handel beantragt, ist der Prospekt in deut-

scher oder in einer in internationalen Finanzkreisen

gebräuchlichen Sprache zu erstellen. Ist der Prospekt

nicht in deutscher Sprache erstellt, muss er auch eine

Übersetzung der Zusammenfassung in die deutsche

Sprache enthalten.

(4) Werden Wertpapiere, für die der Herkunftsstaat des

Emittenten nicht die Bundesrepublik Deutschland ist, im

Inland öffentlich angeboten oder wird im Inland die

Zulassung zum Handel an einem organisierten Markt

beantragt, kann der Prospekt in einer von der Bundesan-

stalt anerkannten Sprache oder in einer in internationalen

Finanzkreisen gebräuchlichen Sprache erstellt werden.

Ist der Prospekt nicht in deutscher Sprache erstellt, muss

er auch eine Übersetzung der Zusammenfassung in die

deutsche Sprache enthalten.

(4)  u n v e r ä n d e r t

(5) Wird die Zulassung von Nichtdividendenwerten mit

einer Mindeststückelung von 50 000 Euro zum Handel

an einem organisierten Markt in einem Staat oder mehre-

ren Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums bean-

tragt, kann der Prospekt in einer von der Bundesanstalt

und der zuständigen Behörde des Aufnahmestaates oder

den zuständigen Behörden der Aufnahmestaaten aner-

kannten Sprache oder in einer in internationalen Finanz-

kreisen gebräuchlichen Sprache erstellt werden.

(5)  u n v e r ä n d e r t

§ 20

Drittstaatemittenten

§ 20

u n v e r ä n d e r t

(1) Die Bundesanstalt kann einen Prospekt, der von

einem Emittenten nach den für ihn geltenden Rechtsvor-

schriften eines Staates, der nicht Staat des Europäischen

Wirtschaftsraums ist, erstellt worden ist, für ein öffentli-

ches Angebot oder die Zulassung zum Handel an einem
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organisierten Markt billigen, wenn

1. dieser Prospekt nach den von internationalen Organi-

sationen von Wertpapieraufsichtsbehörden festge-

legten internationalen Standards, einschließlich der

Offenlegungsstandards der International Organisation

of Securities Commissions (IOSCO), erstellt wurde

und

2. die Informationspflichten, auch in Bezug auf Finan-

zinformationen, den Anforderungen dieses Gesetzes

gleichwertig sind.

(2) Die §§ 17, 18 und 19 sind entsprechend anzuwenden.

(3) Das Bundesministerium der Finanzen kann im Ein-

vernehmen mit dem Bundesministerium der Justiz durch

Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bun-

desrates bedarf, bestimmen, unter welchen Vorausset-

zungen die Informationspflichten gleichwertig im Sinne

des Absatzes 1 Nr. 2 sind. Dies kann auch in der Weise

geschehen, dass Vorschriften bezeichnet werden, bei

deren Anwendung die Gleichwertigkeit gegeben ist. Das

Bundesministerium der Finanzen kann die Ermächtigung

durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt für Fi-

nanzdienstleistungsaufsicht übertragen.

Abschnitt 6

Zuständige Behörde und Verfahren

Abschnitt 6

Zuständige Behörde und Verfahren

§ 21

Befugnisse der Bundesanstalt

§ 21

Befugnisse der Bundesanstalt

(1) Ist bei der Bundesanstalt ein Prospekt zur Billigung

eingereicht worden, kann sie vom Anbieter oder Zulas-

sungsantragsteller die Aufnahme zusätzlicher Angaben

in den Prospekt verlangen, wenn dies zum Schutz des

Publikums geboten erscheint.

(1)  u n v e r ä n d e r t

(2) Die Bundesanstalt kann vom Emittenten, Anbieter

oder Zulassungsantragsteller Auskünfte, die Vorlage von

Unterlagen und die Überlassung von Kopien verlangen,

soweit dies zur Überwachung der Einhaltung der Be-

stimmungen dieses Gesetzes erforderlich ist. Die Befug-

nis nach Satz 1 besteht auch gegenüber

(2)  u n v e r ä n d e r t

1. einem mit dem Emittenten, dem Anbieter oder Zulas-

sungsantragsteller verbundenen Unternehmen,
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2. demjenigen, bei dem Tatsachen die Annahme recht-

fertigen, dass er Anbieter im Sinne dieses Gesetzes

ist.

Im Falle des Satzes 2 Nr. 2 dürfen Auskünfte, die Vorla-

ge von Unterlagen und die Überlassung von Kopien nur

insoweit verlangt werden, als sie für die Prüfung, ob es

sich um einen Anbieter im Sinne dieses Gesetzes han-

delt, erforderlich sind.

(3) Die Bundesanstalt kann von den Abschlussprüfern

und Mitgliedern von Aufsichts- oder Geschäftsführungs-

organen des Emittenten, des Anbieters oder Zulassungs-

antragstellers sowie von den mit der Platzierung des

öffentlichen Angebots oder der Zulassung zum Handel

beauftragten Instituten im Sinne des § 1 Abs. 1b des

Kreditwesengesetzes oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1

oder § 53b Abs. 1 Satz 1 des Kreditwesengesetzes täti-

gen Unternehmen Auskünfte, die Vorlage von Unterla-

gen und die Überlassung von Kopien verlangen, soweit

dies zur Überwachung der Einhaltung der Bestimmun-

gen dieses Gesetzes erforderlich ist.

(3)  u n v e r ä n d e r t

(4) Die Bundesanstalt hat ein öffentliches Angebot zu

untersagen, wenn entgegen § 3 kein Prospekt veröffent-

licht wurde, entgegen § 13 ein Prospekt veröffentlicht

wird, der Prospekt oder das Registrierungsformular nicht

mehr nach § 9 gültig ist, die Billigung des Prospekts

nicht durch eine Bescheinigung im Sinne des § 18 Abs. 1

nachgewiesen worden ist oder der Prospekt nicht der

Sprachenregelung des § 19 genügt. Hat die Bundesan-

stalt Anhaltspunkte dafür, dass gegen eine oder mehrere

der in Satz 1 genannten Bestimmungen verstoßen wurde,

kann sie jeweils anordnen, dass ein öffentliches Angebot

für höchstens zehn Tage auszusetzen ist. Die nach Satz 2

gesetzte Frist beginnt mit der Bekanntgabe der Entschei-

dung.

(4)  u n v e r ä n d e r t

(5) Die Bundesanstalt kann der Geschäftsführung der

Börse und der Zulassungsstelle Daten einschließlich

personenbezogener Daten übermitteln, wenn Tatsachen

den Verdacht begründen, dass gegen Bestimmungen

dieses Gesetzes verstoßen worden ist und die Daten zur

Erfüllung der in der Zuständigkeit der Zulassungsstelle

oder des Dritten liegenden Aufgaben erforderlich sind.

(5) Die Bundesanstalt kann der Geschäftsführung der

Börse und der Zulassungsstelle Daten einschließlich

personenbezogener Daten übermitteln, wenn Tatsachen

den Verdacht begründen, dass gegen Bestimmungen

dieses Gesetzes verstoßen worden ist und die Daten zur

Erfüllung der in der Zuständigkeit der Geschäftsfüh-

rung der Börse oder der Zulassungsstelle liegenden

Aufgaben erforderlich sind.

(6) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete kann (6)  u n v e r ä n d e r t
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die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Be-

antwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1

Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Ange-

hörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder

eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswid-

rigkeiten aussetzen würde. Der Verpflichtete ist über

sein Recht zur Verweigerung der Auskunft zu belehren.

(7) Die Bundesanstalt darf personenbezogene Daten nur

zur Erfüllung ihrer aufsichtlichen Aufgaben und für

Zwecke der Zusammenarbeit nach Maßgabe des § 23

verwenden.

(7)  u n v e r ä n d e r t

(8) Werden der Bundesanstalt Umstände bekannt, auf

Grund derer begründete Anhaltspunkte für die wesentli-

che inhaltliche Unrichtigkeit oder wesentliche inhaltliche

Unvollständigkeit eines gebilligten Prospekts bestehen,

die zu einer Übervorteilung des Publikums führen, ste-

hen ihr die Befugnisse des Absatzes 2 zu. Die Bundesan-

stalt kann in den Fällen des Satzes 1 vom Anbieter ver-

langen, das öffentliche Angebot bis zur Klärung des

Sachverhalts auszusetzen. Steht die inhaltliche Unrich-

tigkeit oder inhaltliche Unvollständigkeit des Prospekts

fest, kann die Bundesanstalt die Billigung widerrufen

und das öffentliche Angebot untersagen. Die Bundesan-

stalt kann nach Satz 1 erhobene Daten sowie Entschei-

dungen nach den Sätzen 2 und 3 der Geschäftsführung

der Börse und inländischen sowie ausländischen Zulas-

sungsstellen übermitteln, soweit diese Informationen zur

Erfüllung der in der Zuständigkeit der Bundesanstalt

oder des Dritten liegenden Aufgaben erforderlich sind.

(8) Werden der Bundesanstalt bei einem Prospekt,

aufgrund dessen Wertpapiere zum Handel an einem

organisierten Markt zugelassen werden sollen, Um-

stände bekannt gegeben, auf Grund derer begründete

Anhaltspunkte für die wesentliche inhaltliche Unrichtig-

keit oder wesentliche inhaltliche Unvollständigkeit des

Prospekts bestehen, die zu einer Übervorteilung des

Publikums führen, stehen ihr die Befugnisse des Absat-

zes 2 zu. Die Bundesanstalt kann in den Fällen des Sat-

zes 1 vom Anbieter verlangen, das öffentliche Angebot

bis zur Klärung des Sachverhalts auszusetzen. Steht die

inhaltliche Unrichtigkeit oder inhaltliche Unvollständig-

keit des Prospekts fest, kann die Bundesanstalt die Billi-

gung widerrufen und das öffentliche Angebot untersa-

gen. Die Bundesanstalt kann nach Satz 1 erhobene Daten

sowie Entscheidungen nach Satz 2 und 3 der Geschäfts-

führung der Börse und inländischen sowie ausländischen

Zulassungsstellen übermitteln, soweit diese Informatio-

nen zur Erfüllung deren Aufgaben erforderlich sind.

§ 22

Verschwiegenheitspflicht

§ 22

u n v e r ä n d e r t

(1) Die bei der Bundesanstalt Beschäftigten und die nach

§ 4 Abs. 3 des Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes

beauftragten Personen dürfen die ihnen bei ihrer Tätig-

keit bekannt gewordenen Tatsachen, deren Geheimhal-

tung im Interesse eines nach diesem Gesetz Verpflichte-

ten oder eines Dritten liegt, insbesondere Geschäfts- und

Betriebsgeheimnisse sowie personenbezogene Daten,

nicht unbefugt offenbaren oder verwerten, auch wenn sie

nicht mehr im Dienst sind oder ihre Tätigkeit beendet ist.

Dies gilt auch für andere Personen, die durch dienstliche

Berichterstattung Kenntnis von den in Satz 1 bezeichne-
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ten Tatsachen erhalten. Ein unbefugtes Offenbaren oder

Verwerten im Sinne des Satzes 1 liegt insbesondere nicht

vor, wenn Tatsachen weitergegeben werden an

1. Strafverfolgungsbehörden oder für Straf- und Buß-

geldsachen zuständige Gerichte,

2. kraft Gesetzes oder im öffentlichen Auftrag mit der

Überwachung von Börsen oder anderen Märkten, an

denen Finanzinstrumente gehandelt werden, des

Handels mit Finanzinstrumenten oder Devisen, von

Kreditinstituten, Finanzdienstleistungsinstituten, In-

vestmentgesellschaften, Finanzunternehmen oder

Versicherungsunternehmen betraute Stellen sowie

von diesen beauftragte Personen,

soweit diese Stellen die Informationen zur Erfüllung

ihrer Aufgaben benötigen. Für die bei diesen Stellen

beschäftigten Personen gilt die Verschwiegenheitspflicht

nach Satz 1 entsprechend. An eine Stelle eines anderen

Staates dürfen die Tatsachen nur weitergegeben werden,

wenn diese Stelle und die von ihr beauftragten Personen

einer dem Satz 1 entsprechenden Verschwiegenheits-

pflicht unterliegen.

(2) Die §§ 93, 97 und 105 Abs. 1, § 111 Abs. 5 in Ver-

bindung mit § 105 Abs. 1 sowie § 116 Abs. 1 der Abga-

benordnung gelten nicht für die in Absatz 1 Satz 1 oder 2

genannten Personen, soweit sie zur Durchführung dieses

Gesetzes tätig werden. Sie finden Anwendung, soweit

die Finanzbehörden die Kenntnisse für die Durchführung

eines Verfahrens wegen einer Steuerstraftat sowie eines

damit zusammenhängenden Besteuerungsverfahrens

benötigen, an deren Verfolgung ein zwingendes öffentli-

ches Interesse besteht, und nicht Tatsachen betroffen

sind, die den in Absatz 1 Satz 1 oder 2 bezeichneten

Personen durch eine Stelle eines anderen Staates im

Sinne des Absatzes 1 Satz 3 Nr. 2 oder durch von dieser

Stelle beauftragte Personen mitgeteilt worden sind.

§ 23

Zusammenarbeit mit zuständigen Stellen in anderen

Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums

§ 23

u n v e r ä n d e r t

(1) Der Bundesanstalt obliegt die Zusammenarbeit mit

den für die Überwachung öffentlicher Angebote oder die

Zulassung von Wertpapieren an einem organisierten

Markt zuständigen Stellen der anderen Staaten des Euro-

päischen Wirtschaftsraums. Die Bundesanstalt kann im



ele
ktr

on
isc

he
 Vora

b-F
ass

un
g*

��

Rahmen ihrer Zusammenarbeit zum Zweck der Überwa-

chung der Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes

und entsprechender Bestimmungen der in Satz 1 ge-

nannten Staaten von allen ihr nach dem Gesetz zuste-

henden Befugnissen Gebrauch machen, soweit dies ge-

eignet und erforderlich ist, einem Ersuchen der in Satz 1

genannten Stellen nachzukommen.

(2) Auf Ersuchen der in Absatz 1 Satz 1 genannten zu-

ständigen Stellen kann die Bundesanstalt Untersuchun-

gen durchführen und Informationen übermitteln, soweit

dies für die Überwachung von organisierten Märkten

sowie von Emittenten, Anbietern oder Zulassungsantrag-

stellern oder deren Abschlussprüfern oder Geschäftsfüh-

rungs- und Aufsichtsorganen nach den Vorschriften

dieses Gesetzes und entsprechenden Vorschriften der in

Absatz 1 genannten Staaten oder damit zusammenhän-

gender Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren erforderlich

ist. Bei der Übermittlung von Informationen hat die

Bundesanstalt den Empfänger darauf hinzuweisen, dass

er unbeschadet seiner Verpflichtungen im Rahmen von

Strafverfahren die übermittelten Informationen ein-

schließlich personenbezogener Daten nur zur Erfüllung

von Überwachungsaufgaben nach Satz 1 und für damit

zusammenhängende Verwaltungs- und Gerichtsverfah-

ren verwenden darf.

(3) Die Bundesanstalt kann eine Untersuchung oder die

Übermittlung von Informationen verweigern, wenn

1. hierdurch die Souveränität, die Sicherheit oder die

öffentliche Ordnung der Bundesrepublik Deutschland

beeinträchtigt werden könnte,

2. auf Grund desselben Sachverhalts gegen die betref-

fenden Personen bereits ein gerichtliches Verfahren

eingeleitet worden oder eine unanfechtbare Entschei-

dung ergangen ist oder

3. die Untersuchung oder die Übermittlung von Infor-

mationen nach dem deutschen Recht nicht zulässig

ist.

(4) Die Bundesanstalt kann die in Absatz 1 Satz 1 ge-

nannten zuständigen Stellen um die Durchführung von

Untersuchungen und die Übermittlung von Informatio-

nen ersuchen, die für die Erfüllung ihrer Aufgaben nach

den Vorschriften dieses Gesetzes erforderlich sind, ins-
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besondere wenn für einen Emittenten mehrere Behörden

des Herkunftsstaates zuständig sind, oder wenn die Aus-

setzung oder Untersagung des Handels bestimmter

Wertpapiere verlangt wird, die in mehreren Staaten des

Europäischen Wirtschaftsraums gehandelt werden. Wer-

den der Bundesanstalt von einer Stelle eines anderen

Staates des Europäischen Wirtschaftsraums Informatio-

nen mitgeteilt, so darf sie diese unbeschadet ihrer Ver-

pflichtungen in strafrechtlichen Angelegenheiten, die

Verstöße gegen Vorschriften dieses Gesetzes zum Ge-

genstand haben, nur zur Erfüllung von Überwachungs-

aufgaben nach Absatz 2 Satz 1 und für damit zusam-

menhängende Verwaltungs- und Gerichtsverfahren of-

fenbaren oder verwerten. Eine anderweitige Verwendung

der Informationen ist nur mit Zustimmung der übermit-

telnden Stelle zulässig.

(5) Die Vorschriften des Wertpapierhandelsgesetzes über

die Zusammenarbeit mit den entsprechenden zuständigen

Stellen anderer Staaten sowie die Regelungen über die

internationale Rechtshilfe in Strafsachen bleiben unbe-

rührt.

§ 24

Vorsichtsmaßnahmen

§ 24

Vorsichtsmaßnahmen

(1) Verstößt der Emittent, ein mit der Platzierung des

öffentlichen Angebots beauftragtes Institut im Sinne des

§ 1 Abs. 1b des Kreditwesengesetzes oder ein mit der

Platzierung beauftragtes nach § 53 Abs. 1 Satz 1, § 53b

Abs. 1 oder 7 des Kreditwesengesetzes tätiges Unter-

nehmen gegen § 3 Abs. 1 oder 3, die §§ 7, 9, 10, 14 bis

16, 18 oder 19 oder gegen Zulassungsfolgepflichten,

kann die Bundesanstalt diese Informationen der zustän-

digen Behörde des Herkunftsstaates übermitteln. § 23

Abs. 3 bis 6 findet entsprechende Anwendung.

(1) Verstößt der Emittent, ein mit der Platzierung des

öffentlichen Angebots beauftragtes Institut im Sinne des

§ 1 Abs. 1b des Kreditwesengesetzes oder ein mit der

Platzierung beauftragtes nach § 53 Abs. 1 Satz 1, § 53b

Abs. 1 oder 7 des Kreditwesengesetzes tätiges Unter-

nehmen gegen § 3 Abs. 1 oder 3, die §§ 7, 9, 10, 14 bis

16, 18 oder 19 oder gegen Zulassungsfolgepflichten,

kann die Bundesanstalt diese Informationen der zustän-

digen Behörde des Herkunftsstaates übermitteln. § 23

Abs. 3 bis 5 findet entsprechende Anwendung.

(2) Verstößt der Emittent, ein mit der Platzierung des

öffentlichen Angebots beauftragtes Institut im Sinne des

§ 1 Abs. 1b des Kreditwesengesetzes oder ein mit der

Platzierung beauftragtes nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder

§ 53b Abs. 1 Satz 1 des Kreditwesengesetzes tätiges

Unternehmen trotz der von der zuständigen Behörde des

Herkunftsstaates ergriffenen Maßnahmen, oder weil

Maßnahmen der Behörde des Herkunftsstaates un-

zweckmäßig sind, gegen die einschlägigen Rechts- oder

Verwaltungsbestimmungen, so kann die Bundesanstalt

(2) unverändert
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nach vorheriger Unterrichtung der zuständigen Behörde

des Herkunftsstaates alle für den Schutz des Publikums

erforderlichen Maßnahmen ergreifen. Die Kommission

der Europäischen Gemeinschaften ist zum frühestmögli-

chen Zeitpunkt über derartige Maßnahmen zu unterrich-

ten.

§ 25

Bekanntmachung von Maßnahmen

§ 25

u n v e r ä n d e r t

Die Bundesanstalt kann unanfechtbare Maßnahmen, die

sie wegen Verstößen gegen Verbote oder Gebote dieses

Gesetzes getroffen hat, auf ihrer Internetseite öffentlich

bekannt machen, soweit dies zur Beseitigung oder Ver-

hinderung von Missständen geboten ist, es sei denn,

diese Veröffentlichung würde die Finanzmärkte erheb-

lich gefährden oder zu einem unverhältnismäßigen

Schaden bei den Beteiligten führen.

§ 26

Sofortige Vollziehung

§ 26

u n v e r ä n d e r t

Keine aufschiebende Wirkung haben

1. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnah-

men nach § 15 Abs. 6 und § 21 sowie

2. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die An-

drohung oder Festsetzung von Zwangsmitteln.

Abschnitt 7

Sonstige Vorschriften

Abschnitt 7

Sonstige Vorschriften

§ 27

Register

§ 27

u n v e r ä n d e r t

(1) Natürliche Personen sowie kleine oder mittlere Un-

ternehmen können sich in ein bei der Bundesanstalt

geführtes Register für qualifizierte Anleger eintragen

lassen.

(2) Eine natürliche Person wird auf Antrag für die Dauer

eines Jahres in das Register eingetragen, wenn sie zum

Zeitpunkt der Antragstellung mindestens zwei der fol-

genden Voraussetzungen erfüllt:

1. die Person hat in großem Umfang Geschäfte an

Wertpapiermärkten durchgeführt, und dabei in den

letzten vier Quartalen durchschnittlich mindestens
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zehn Transaktionen pro Quartal getätigt,

2. der Wert ihres Wertpapierportfolios übersteigt

500 000 Euro oder

3. die Person war mindestens ein Jahr lang im Finanz-

sektor in einer beruflichen Position tätig, die Kennt-

nis auf dem Gebiet der Wertpapieranlage voraussetzt.

Kleine und mittlere Unternehmen werden auf Antrag für

die Dauer eines Jahres in das Register eingetragen, wenn

sie im Zeitpunkt der Antragstellung die in § 2 Nr. 7 ge-

nannten Voraussetzungen erfüllen.

(3) Die Eintragung verlängert sich jeweils um ein Jahr,

wenn vor Ablauf des Jahres die Verlängerung beantragt

und nachgewiesen wird, dass die Voraussetzungen für

die Eintragung nach Absatz 2 Satz 1 oder Satz 2 weiter-

hin vorliegen. Die eingetragenen Personen und Unter-

nehmen können von der Bundesanstalt jederzeit die

Löschung ihrer Daten innerhalb von zwei Wochen ab

Eingang des Löschungsantrages verlangen.

(4) Das Register darf von einem Emittenten eingesehen

werden, wenn dieser glaubhaft macht, dass die Einsicht-

nahme erforderlich ist, um sicherzustellen, dass das

Angebot nur dem in § 3 Abs. 2 Nr. 1 genannten Perso-

nenkreis unterbreitet wird.

(5) Das Bundesministerium der Finanzen kann zum

Schutz der in dem Register gespeicherten Daten und

personenbezogenen Daten durch Rechtsverordnung, die

nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, nähere

Bestimmungen erlassen

1. über Inhalt und Aufbau des nach Absatz 1 bei der

Bundesanstalt einzurichtenden Registers,

2. über das Verfahren zur Eintragung und der Verlänge-

rung der Eintragung in das Register, die Nutzung der

in dem Register gespeicherten Daten durch einen

Emittenten und die Löschung der Daten und

3. über die Register anderer Staaten des Europäischen

Wirtschaftsraums, die als gleichwertig im Sinne des

§ 2 Nr. 6 Buchstabe d und e anerkannt werden.

Das Bundesministerium der Finanzen kann die Ermäch-

tigung durch Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt für

Finanzdienstleistungsaufsicht übertragen.
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§ 28

Gebühren und Auslagen

§ 28

u n v e r ä n d e r t

(1) Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz, nach den

auf diesem Gesetz beruhenden Rechtsvorschriften und

nach Rechtsakten der Europäischen Union kann die

Bundesanstalt Gebühren und Auslagen erheben.

(2) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermäch-

tigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung

des Bundesrates bedarf, die gebührenpflichtigen Tatbe-

stände und die Gebühren nach festen Sätzen oder als

Rahmengebühren näher zu bestimmen. Die Gebühren-

sätze und die Rahmengebühren sind so zu bemessen,

dass zwischen der den Verwaltungsaufwand berücksich-

tigenden Höhe und der Bedeutung, dem wirtschaftlichen

Wert oder dem sonstigen Nutzen der Amtshandlung ein

angemessenes Verhältnis besteht. Das Bundesministeri-

um der Finanzen kann die Ermächtigung durch Rechts-

verordnung auf die Bundesanstalt für Finanzdienstlei-

stungsaufsicht übertragen.

§ 29

Benennungspflicht

§ 29

u n v e r ä n d e r t

Ist für einen Emittenten mit Sitz im Ausland gemäß § 2

Nr. 13 Buchstabe b oder c die Bundesanstalt zuständig,

so hat er im Inland einen Bevollmächtigten zu benennen.

§ 15 Satz 2 und 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes

gilt entsprechend.

§ 30

Bußgeldvorschriften

§ 30

Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich

oder leichtfertig

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich

oder leichtfertig

1. entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1 im Inland Wertpapie-

re öffentlich anbietet, ohne dass ein Prospekt

nach den Vorschriften dieses Gesetzes bereits

veröffentlicht worden ist,

1. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 6 oder 7 den Emissi-

onspreis oder das Emissionsvolumen nicht,

nicht richtig, nicht in der vorgeschriebenen

Weise oder nicht rechtzeitig veröffentlicht,

2. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 6 oder 7 den Emissi-

onspreis oder das Emissionsvolumen nicht,

nicht richtig, nicht in der vorgeschriebenen

Weise oder nicht rechtzeitig veröffentlicht,
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2. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 9 den Emissionspreis

oder das Emissionsvolumen nicht oder nicht

rechtzeitig hinterlegt,

3. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 9 den Emissionspreis

oder das Emissionsvolumen nicht oder nicht

rechtzeitig hinterlegt,

3. entgegen § 10 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1 das

dort genannte Dokument dem Publikum nicht, nicht

richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebe-

nen Weise oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellt

oder nicht oder nicht rechtzeitig hinterlegt,

4. entgegen § 10 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1 das

dort genannte Dokument dem Publikum nicht, nicht

richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebe-

nen Weise oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellt

oder nicht oder nicht rechtzeitig hinterlegt,

4. entgegen § 13 Abs. 1 Satz 1 einen Prospekt veröf-

fentlicht,

5. entgegen § 13 Abs. 1 Satz 1 einen Prospekt veröffent-

licht,

5. entgegen § 14 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit

Satz 2, einen Prospekt nicht, nicht richtig, nicht voll-

ständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder

nicht rechtzeitig veröffentlicht,

6. entgegen § 14 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit

Satz 2, einen Prospekt nicht, nicht richtig, nicht voll-

ständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder

nicht rechtzeitig veröffentlicht,

6. entgegen § 14 Abs. 3 Satz 1 eine Mitteilung nicht,

nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorge-

schriebenen Weise oder nicht rechtzeitig macht,

7. entgegen § 14 Abs. 3 Satz 1 eine Mitteilung nicht,

nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorge-

schriebenen Weise oder nicht rechtzeitig macht,

7. entgegen § 14 Abs. 5 eine Papierversion des Pro-

spekts nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung

stellt oder

8. entgegen § 14 Abs. 5 eine Papierversion des Pro-

spekts nicht zur Verfügung stellt oder

8. entgegen § 16 Abs. 1 Satz 4 einen Nachtrag nicht,

nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorge-

schriebenen Weise oder nicht rechtzeitig veröffent-

licht.

9. entgegen § 16 Abs. 1 Satz 4 einen Nachtrag nicht,

nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorge-

schriebenen Weise oder nicht rechtzeitig veröffent-

licht.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich

oder fahrlässig einer vollziehbaren Anordnung

nach

(2)  u n v e r ä n d e r t

1. § 15 Abs. 6 Satz 1 oder 2 oder § 21 Abs. 2 Satz 1

oder

2. § 21 Abs. 4 Satz 1 oder 2

zuwiderhandelt.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Ab-

satzes 1 Nr. 4 und des Absatzes 2 Nr. 2 mit einer Geld-

buße bis zu 500 000 Euro, in den Fällen des Absatzes 1

Nr. 5 mit einer Geldbuße bis zu 100 000 Euro und in den

übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu 50 000 Euro

geahndet werden.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Ab-

satzes 1 Nr. 5 und des Absatzes 2 Nr. 2 mit einer Geld-

buße bis zu 500 000 Euro, in den Fällen des Absatzes 1

Nr. 6 mit einer Geldbuße bis zu 100 000 Euro und in den

übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu 50 000 Euro

geahndet werden.

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 (4)  u n v e r ä n d e r t
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des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die Bundes-

anstalt.

§ 31

Übergangsbestimmungen

§ 31

Übergangsbestimmungen

(1) Drittstaatemittenten, deren Wertpapiere bereits zum

Handel an einem organisierten Markt zugelassen sind,

können die Bundesanstalt als für sie zuständige Behörde

im Sinne des § 2 Nr. 13 Buchstabe c wählen und haben

dies der Bundesanstalt bis zum 31. Dezember 2005 mit-

zuteilen. Für Drittstaatemittenten, die bereits vor In-

krafttreten dieses Gesetzes im Inland Wertpapiere öf-

fentlich angeboten oder für Wertpapiere einen Antrag

auf Zulassung zum Handel an einem im Inland gelege-

nen organisierten Markt gestellt haben, ist die Bundesre-

publik Deutschland Herkunftsstaat, vorausgesetzt es

handelt sich um

(1)  u n v e r ä n d e r t

a) das erste öffentliche Angebot von Wertpapieren

in einem Staat des Europäischen Wirtschafts-

raums nach dem 31. Dezember 2003 oder

b) den ersten Antrag auf Zulassung von Wertpapie-

ren zum Handel an einem im Europäischen Wirt-

schaftsraum gelegenen organisierten Markt

nach dem 31. Dezember 2003.

(2) Bis zum 31. Dezember 2008 können Einlagenkredit-

institute und andere Kreditinstitute, die nicht unter § 1

Abs. 2 Nr. 4 fallen, weiterhin Schuldverschreibungen

und andere, Schuldverschreibungen vergleichbare über-

tragbare Wertpapiere, die dauernd oder wiederholt bege-

ben werden, im Inland anbieten, ohne einen Prospekt

nach Maßgabe des § 3 zu veröffentlichen.

(2) Bis zum 31. Dezember 2008 können Einlagenkredit-

institute und andere Kreditinstitute, die nicht unter § 1

Abs. 2 Nr. 5 fallen, weiterhin Schuldverschreibungen

und andere, Schuldverschreibungen vergleichbare über-

tragbare Wertpapiere, die dauernd oder wiederholt bege-

ben werden, im Inland anbieten, ohne einen Prospekt

nach Maßgabe des § 3 zu veröffentlichen.

Artikel 2

Änderung des Verkaufsprospektgesetzes

Artikel 2

Änderung des Verkaufsprospektgesetzes

Das Verkaufsprospektgesetz in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 9. September 1998 (BGBl. I S.

2701), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geän-

dert:

1. Die §§ 1 bis 8e werden aufgehoben. 1.  u n v e r ä n d e r t

2. § 8f wird wie folgt geändert: 2.  u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 1“ durch
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das Wort „Wertpapierprospektgesetzes“ ersetzt.

b) Absatz 2 Nr. 6 bis 8 wird wie folgt gefasst:

„6. Vermögensanlagen im Sinne des Absat-

zes 1, die einem begrenzten Personen-

kreis oder nur den Arbeitnehmern von

ihrem Arbeitgeber oder von einem mit

seinem Unternehmen verbundenen Un-

ternehmen angeboten werden,

7. Vermögensanlagen im Sinne des Absat-

zes 1, die ausgegeben werden

D� von einem Mitgliedstaat der Europäi-

schen Union, einem anderen Vertrags-

staat des Abkommens über den Europäi-

schen Wirtschaftsraum, einem Vollmit-

gliedstaat der Organisation für wirt-

schaftliche Entwicklung und Zusammen-

arbeit, sofern er nicht innerhalb der letz-

ten fünf Jahre seine Auslandsschulden

umgeschuldet oder vor vergleichbaren

Zahlungsschwierigkeiten gestanden hat,

oder einem Staat, der mit dem Interna-

tionalen Währungsfonds besondere Kre-

ditabkommen im Zusammenhang mit

dessen Allgemeinen Kreditvereinbarun-

gen getroffen hat,

E� von einer Gebietskörperschaft der in

Buchstabe a genannten Staaten,

F� von einer internationalen Organisation

des öffentlichen Rechts, der mindestens

ein Mitgliedstaat der Europäischen Uni-

on oder ein anderer Vertragsstaat des

Abkommens über den Europäischen

Wirtschaftsraum angehört,

d) von einem Kreditinstitut im Sinne

des § 1 Abs. 1 des Kreditwesenge-

setzes oder einem Finanzdienstlei-

stungsinstitut, das Finanzdienstlei-

stungen im Sinne des § 1 Abs. 1a

Satz 2 Nr. 1 bis 4 des Kreditwesen-

gesetzes erbringt, oder der Kreditan-

stalt für Wiederaufbau oder einem

nach § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7

des Kreditwesengesetzes tätigen

Unternehmen, das regelmäßig seinen

Jahresabschluss offen legt; mit Aus-
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nahme der Ausgabe von Namens-

schuldverschreibungen muss die

Ausgabe dauerhaft oder wiederholt

erfolgen; eine wiederholte Ausgabe

liegt vor, wenn in den zwölf Kalen-

dermonaten vor dem öffentlichen

Angebot mindestens eine Emission

innerhalb der Europäischen Union

oder innerhalb eines anderen Ver-

tragsstaates des Abkommens über

den Europäischen Wirtschaftsraum

ausgegeben worden ist, oder

e) von einer Gesellschaft oder juristi-

schen Person mit Sitz in einem Mit-

gliedstaat der Europäischen Union

oder in einem anderen Vertragsstaat

des Abkommens über den Europäi-

schen Wirtschaftsraum, die ihre Tä-

tigkeit unter einem Staatsmonopol

ausübt und die durch ein besonderes

Gesetz oder auf Grund eines beson-

deren Gesetzes geschaffen worden ist

oder geregelt wird oder für deren

Vermögensanlagen im Sinne des Ab-

satzes 1 ein Mitgliedstaat der Euro-

päischen Union oder eines seiner

Bundesländer oder ein anderer Ver-

tragsstaat des Abkommens über den

Europäischen Wirtschaftsraum oder

eines seiner Bundesländer die unbe-

dingte und unwiderrufliche Gewähr-

leistung für ihre Verzinsung und

Rückzahlung übernommen hat,

8. Vermögensanlagen im Sinne des Absat-

zes 1, die bei einer Verschmelzung von

Unternehmen angeboten werden oder

die als Gegenleistung im Rahmen eines

Angebots nach dem Wertpapiererwerbs-

und Übernahmegesetz angeboten wer-

den.“

3. § 8i wird wie folgt geändert: 3.  u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 2 Satz 2 und 4 werden jeweils die
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Wörter „Vorlage des Prospektentwurfs“

durch die Wörter „Eingang des Verkaufspro-

spekts“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die Bundesanstalt bestätigt dem An-

bieter den Tag des Eingangs des Verkaufs-

prospekts. Der hinterlegte Verkaufsprospekt

wird von der Bundesanstalt zehn Jahre auf-

bewahrt. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit

dem Schluss des Kalenderjahres, in dem der

Verkaufsprospekt hinterlegt worden ist.“

c) Nach Absatz 4 werden folgende Absätze einge-

fügt:

„(4a) Der Anbieter hat auf Verlangen der Bun-

desanstalt Auskünfte zu erteilen und Unterlagen

vorzulegen, die die Bundesanstalt benötigt

1. zur Überwachung der Einhaltung der Pflichten

nach den Absätzen 1, 2 Satz 1, § 8f Abs. 1

und den §§ 9 bis 11 sowie 12, oder

2. zur Prüfung, ob der Verkaufsprospekt die An-

gaben enthält, die nach § 8g Abs. 1 auch in

Verbindung mit einer auf Grund des § 8g

Abs. 2 und 3 erlassenen Rechtsverordnung er-

forderlich sind.

(4b) Die Bundesanstalt kann die Erteilung von

Auskünften und die Vorlage von Unterlagen auch

von demjenigen verlangen, bei dem Tatsachen die

Annahme rechtfertigen, dass er Anbieter im Sinne

dieses Gesetzes ist.

(4c) Der zur Erteilung einer Auskunft Ver-

pflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen

verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder

einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilpro-

zessordnung bezeichneten Angehörigen der Ge-

fahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Ver-

fahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrig-

keiten aussetzen würde. Der Verpflichtete ist über

sein Recht zur Verweigerung der Auskunft zu

belehren.“

d) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen

Maßnahmen nach Absatz 2 Satz 5 und nach den

Absätzen 4, 4a und 4b haben keine aufschiebende

Wirkung.“

4. Nach § 8i werden folgende §§ 8j und 8k eingefügt: 4.  u n v e r ä n d e r t
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„§ 8j

Werbung

(1) Die Bundesanstalt kann die Werbung mit Anga-

ben untersagen, die geeignet sind, über den Umfang

der Prüfung nach § 8i Abs. 2 irrezuführen.

(2) Vor allgemeinen Maßnahmen nach Absatz 1 sind

die Spitzenverbände der betroffenen Wirtschaftskrei-

se und des Verbraucherschutzes zu hören.

§ 8k

Verschwiegenheitspflicht

(1) Die bei der Bundesanstalt Beschäftigten und die

nach § 4 Abs. 3 des Finanzdienstleistungsaufsichts-

gesetzes beauftragten Personen dürfen die ihnen bei

ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen, deren

Geheimhaltung im Interesse eines nach diesem Ge-

setz Verpflichteten oder eines Dritten liegt, insbeson-

dere Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse sowie per-

sonenbezogene Daten, nicht unbefugt offenbaren

oder verwerten, auch wenn sie nicht mehr im Dienst

sind oder ihre Tätigkeit beendet ist. Dies gilt auch für

andere Personen, die durch dienstliche Berichter-

stattung Kenntnis von den in Satz 1 bezeichneten

Tatsachen erhalten. Ein unbefugtes Offenbaren oder

Verwerten im Sinne des Satzes 1 liegt insbesondere

nicht vor, wenn Tatsachen weitergegeben werden an

1. Strafverfolgungsbehörden oder für Straf- und

Bußgeldsachen zuständige Gerichte,

2. kraft Gesetzes oder im öffentlichen Auftrag mit

der Überwachung von Börsen oder anderen

Märkten, an denen Finanzinstrumente gehandelt

werden, des Handels mit Finanzinstrumenten oder

Devisen, von Kreditinstituten, Finanzdienstlei-

stungsinstituten, Investmentgesellschaften, Finan-

zunternehmen oder Versicherungsunternehmen

betraute Stellen sowie von diesen beauftragte Per-

sonen,

soweit diese Stellen die Informationen zur Erfüllung

ihrer Aufgaben benötigen. Für die bei diesen Stellen

beschäftigten Personen gilt die Verschwiegenheits-

pflicht nach Satz 1 entsprechend. An eine Stelle eines

anderen Staates dürfen die Tatsachen nur weiterge-

geben werden, wenn diese Stelle und die von ihr be-

auftragten Personen einer dem Satz 1 entsprechenden

Verschwiegenheitspflicht unterliegen.
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(2) Die Vorschriften der §§ 93, 97 und 105 Abs. 1, §

111 Abs. 5 in Verbindung mit § 105 Abs. 1 sowie

§ 116 Abs. 1 der Abgabenordnung gelten nicht für

die in Absatz 1 Satz 1 oder 2 genannten Personen,

soweit sie zur Durchführung dieses Gesetzes tätig

werden. Sie finden Anwendung, soweit die Finanz-

behörden die Kenntnisse für die Durchführung eines

Verfahrens wegen einer Steuerstraftat sowie eines

damit zusammenhängenden Besteuerungsverfahrens

benötigen, an deren Verfolgung ein zwingendes öf-

fentliches Interesse besteht, und nicht Tatsachen be-

troffen sind, die den in Absatz 1 Satz 1 oder 2 be-

zeichneten Personen durch eine Stelle eines anderen

Staates im Sinne des Absatzes 1 Satz 3 Nr. 2 oder

durch von dieser Stelle beauftragte Personen mitge-

teilt worden sind.“

5. § 9 wird wie folgt geändert: 5.  u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 1 wird die Angabe „oder 3“ durch die

Angabe „Satz 1 und 2“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Absatz 3 wird neuer Absatz 2 und

wie folgt gefasst:

„(2) Der Verkaufsprospekt ist in der Form zu ver-

öffentlichen, dass er entweder in einem überre-

gionalen Börsenpflichtblatt bekannt gemacht oder

bei den im Verkaufsprospekt benannten Zahl-

stellen zur kostenlosen Ausgabe bereitgehalten

wird; im letzteren Fall ist in einem überregionalen

Börsenpflichtblatt bekannt zu machen, dass der

Verkaufsprospekt bei den Zahlstellen bereitge-

halten wird. Bei einem Angebot von Vermö-

gensanlagen im Sinne des § 8f Abs. 1 über ein

elektronisches Informationsverbreitungssystem ist

der Verkaufsprospekt auch in diesem zu veröf-

fentlichen und in dem Angebot auf die Fundstelle

in dem elektronischen Informationsverbreitungs-

system hinzuweisen. Der Anbieter hat der Bun-

desanstalt Datum und Ort der Veröffentlichung

unverzüglich schriftlich mitzuteilen.“

6. § 10 wird wie folgt geändert: 6.  u n v e r ä n d e r t

a) In Satz 2 wird die Angabe „und 3“ durch die An-

gabe „Satz 1 und 2“ ersetzt.

b) Folgender Satz wird angefügt:

„Die nachzutragenden Angaben sind spätestens
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zum Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung der Bun-

desanstalt zu übermitteln.“

7. § 11 wird wie folgt gefasst: 7.  u n v e r ä n d e r t

„§ 11

Veröffentlichung ergänzender Angaben

Sind seit der Gestattung der Veröffentlichung des Ver-

kaufsprospekts Veränderungen eingetreten, die für die

Beurteilung des Emittenten oder der Vermögensanlagen

im Sinne des § 8f Abs. 1 von wesentlicher Bedeutung

sind, so hat der Anbieter die Veränderungen während der

Dauer des öffentlichen Angebots unverzüglich in einem

Nachtrag zum Verkaufsprospekt gemäß § 9 Abs. 2 Satz

1 und 2 zu veröffentlichen. Auf diesen Nachtrag sind die

Vorschriften über den Verkaufsprospekt und dessen

Veröffentlichung mit Ausnahme des § 8i Abs. 2 entspre-

chend anzuwenden.“

8. § 12 wird wie folgt gefasst: 8.  u n v e r ä n d e r t

„§ 12

Hinweis auf Verkaufsprospekt

Der Anbieter ist verpflichtet, in Veröffentlichungen, in

denen das öffentliche Angebot von Vermögensanlagen

im Sinne des § 8f Abs. 1 angekündigt und auf die we-

sentlichen Merkmale der Vermögensanlagen hingewie-

sen wird, einen Hinweis auf den Verkaufsprospekt und

dessen Veröffentlichung aufzunehmen.“

9. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 9. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Im einleitenden Satzteil werden nach den Wörtern

„für die Beurteilung der Wertpapiere“ die Wörter

„ ,die nicht zum Handel an einer inländischen

Börse zugelassen sind,“, vor dem Wort „Vermö-

gensanlagen“ das Wort „der“ und nach den

Wörtern „Angaben in einem“ die Wörter „Pro-

spekt im Sinne des Wertpapierprospektgesetzes

oder in einem“ eingefügt.

a) Der einleitende Satzteil wird wie folgt gefasst:

„Sind für die Beurteilung der Wertpapiere, die

nicht zum Handel an einer inländischen Börse

zugelassen sind, oder der Vermögensanlagen

im Sinne des § 8f Abs. 1 wesentliche Angaben

in einem Prospekt im Sinne des Wertpapier-

verkaufsprospektes oder in einem Verkaufs-

prospekt unrichtig oder unvollständig, so sind

die Vorschriften der §§ 44 bis 47 des Börsenge-

setzes mit folgender Maßgabe entsprechend

anzuwenden:“

b) In Nummer 2 wird am Ende der Punkt durch ein

Semikolon ersetzt.

b)  u n v e r ä n d e r t

c) Nummer 3 Buchstabe c wird wie folgt gefasst: c)  u n v e r ä n d e r t
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„c) § 44 Abs. 1 Satz 2 und § 45 Abs. 2 Nr. 5 des

Börsengesetzes finden keine Anwendung

und“.

10. § 13a wird wie folgt geändert: 10.  u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Verkaufs-

prospekt entgegen § 1“ durch die Wörter „ein

Prospekt entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1 des Wertpa-

pierprospektgesetzes oder entgegen § 8f Abs. 1

Satz 1“ ersetzt.

b) In den Absätzen 4 und 5 werden jeweils die

Wörter „einen Verkaufsprospekt“ durch die

Wörter „einen Prospekt oder Verkaufsprospekt“

ersetzt.

11.Die §§ 14 und 15 werden aufgehoben. 11.  u n v e r ä n d e r t

12.§ 16 wird wie folgt gefasst: 12.§ 16 wird wie folgt gefasst:

„§ 16

Gebühren

„§ 16

Gebühren

Die Bundesanstalt erhebt für die Hinterlegung

des Verkaufsprospekts Gebühren. Das Bundes-

ministerium der Finanzen bestimmt die Gebüh-

rentatbestände im Einzelnen und die Höhe der

Gebühren durch Rechtsverordnung, die nicht der

Zustimmung des Bundesrates bedarf. Das Bun-

desministerium der Finanzen kann die Ermäch-

tigung durch Rechtsverordnung auf die Bundes-

anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht über-

tragen.“

Die Bundesanstalt erhebt für die Amtshandlun-

gen nach diesem Gesetz und nach den auf

diesem Gesetz beruhenden Rechtsvorschrif-

ten Gebühren. Das Bundesministerium der Fi-

nanzen bestimmt die Gebührentatbestände im

Einzelnen und die Höhe der Gebühren durch

Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung

des Bundesrates bedarf. Das Bundesministerium

der Finanzen kann die Ermächtigung durch

Rechtsverordnung auf die Bundesanstalt für Fi-

nanzdienstleistungsaufsicht übertragen.“

13.§ 17 wird wie folgt geändert: 13.§ 17 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort

„entgegen“ die Angabe „§ 1“ und das

Komma gestrichen.

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. entgegen § 8f Abs. 1 in Verbindung mit

einer Rechtsverordnung nach 8g Abs. 2

einen Verkaufsprospekt nicht veröf-

fentlicht,“

bb) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: bb)  u n v e r ä n d e r t

„2. entgegen § 8h Abs. 2 einen Hinweis

nicht, nicht richtig, nicht vollständig

oder nicht in der vorgeschriebenen
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Weise gibt,“.

cc) In Nummer 3 wird die Angabe „§ 8

Satz 1 oder 2“ durch die Angabe „§ 8i Abs.

1 oder 3 Satz 1“ ersetzt.

cc)  u n v e r ä n d e r t

dd) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: dd)  u n v e r ä n d e r t

„4. entgegen § 8i Abs. 2 Satz 1 einen Ver-

kaufsprospekt veröffentlicht,“.

ee) Nummer 4a wird wie folgt gefasst: ee)  u n v e r ä n d e r t

„4a. einer vollziehbaren Anordnung nach

§ 8i Abs. 2 Satz 5 oder Abs. 4 zuwider-

handelt,“.

ff) In Nummer 5 werden nach der Angabe

„§ 11“ die Wörter „ ,jeweils in Verbindung

mit § 9 Abs. 2 oder 3 Satz 1 oder 2, eine

Veröffentlichung oder Bekanntmachung

nicht, nicht rechtzeitig oder nicht in der vor-

geschriebenen Form vornimmt“ durch die

Wörter „Satz 1 einen Verkaufsprospekt, eine

nachzutragende Angabe oder eine Verände-

rung nicht, nicht richtig, nicht in der vorge-

schriebenen Weise oder nicht rechtzeitig

veröffentlicht,“ ersetzt.

ff)  u n v e r ä n d e r t

gg) In Nummer 6 wird die Angabe „Abs.

3“ durch die Angabe „Abs. 2“ ersetzt.

gg)  u n v e r ä n d e r t

hh) In Nummer 7 wird die Angabe „Satz

1“ gestrichen.

hh)  u n v e r ä n d e r t

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: b)  u n v e r ä n d e r t

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „§ 8c

Abs. 1“ durch die Angabe „§ 8i Abs. 4a“ er-

setzt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „§ 8e

Abs. 1“ durch die Angabe „§ 8j Abs. 1“ er-

setzt.

c) In Absatz 3 werden die Angabe „des Absat-

zes 1 Nr. 1, 2 und 4“ durch die Angabe „des

Absatzes 1 Nr. 1, 4 und 4a“ und die Angabe

„des Absatzes 1 Nr. 4a, 5 und 7“ durch die

Angabe „des Absatzes 1 Nr. 2, 5 und 7“ er-

setzt.

c) In Absatz 3 werden die Angabe „des Absat-

zes 1 Nr. 1, 2 und 4“ durch die Angabe „des

Absatzes 1 Nr. 1, 4 und 4a“ und die Angabe

„des Absatzes 1 Nr. 5 und 7“ durch die An-

gabe „des Absatzes 1 Nr. 2, 5 und 7“ ersetzt.

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: d)  u n v e r ä n d e r t

„(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs.

1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten

ist die Bundesanstalt.“

14. Dem § 18 Abs. 2 werden folgende Sätze angefügt: 14.  u n v e r ä n d e r t
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„Auf vor dem 1. Juli 2005 im Inland veröffentlichte

Verkaufsprospekte für von Kreditinstituten ausgege-

bene Wertpapiere ist dieses Gesetz in der vor dem 1.

Juli 2005 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden.

Auf andere als in Satz 2 genannte Verkaufsprospekte,

die vor dem 1. Juli 2005 im Inland veröffentlicht

worden sind, findet dieses Gesetz in der vor dem 1.

Juli 2005 geltenden Fassung bis 30. Juni 2006 wei-

terhin Anwendung. Auf die Verkaufsprospekte im

Sinne des Satzes 3 sind § 13 dieses Gesetzes in der

vor dem 1. Juli 2005 geltenden Fassung und die Vor-

schriften der §§ 45 bis 47 des Börsengesetzes vom

21. Juni 2002 (BGBl. I S. 2010), das zuletzt durch ...

geändert worden ist, weiterhin anzuwenden. § 3 Abs.

1 des Wertpapierprospektgesetzes findet in den Fäl-

len der Sätze 2 und 3 keine Anwendung.“

Artikel 3

Änderung des Börsengesetzes

Artikel 3

Änderung des Börsengesetzes

Das Börsengesetz vom 21. Juni 2002 (BGBl. I S. 2010),

zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 1.  u n v e r ä n d e r t

a) Die Angabe zu § 35 wird wie folgt gefasst:

„§ 35 (weggefallen)“.

b) Die Angabe zu § 55 wird wie folgt gefasst:

„§ 55 Haftung für den Prospekt“.

2. § 30 wird wie folgt geändert: 2. § 30 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Wertpapiere sind zuzulassen, wenn

1. der Emittent und die Wertpapiere den Be-

stimmungen entsprechen, die zum Schutz

des Publikums und für einen ordnungsge-

mäßen Börsenhandel gemäß § 32 erlassen

worden sind und

 „2. ein nach den Vorschriften des Wertpa-

pierprospektgesetzes gebilligter oder beschei-

nigter Prospekt oder ein ausführlicher Ver-

kaufsprospekt im Sinne des § 42 des Invest-

mentgesetzes, ein Prospekt im Sinne des §

102 des Investmentgesetzes oder ein Prospekt

im Sinne des § 137 Abs. 3 des Investmentge-

setzes veröffentlicht worden ist, soweit nicht

nach § 4 Abs. 2 des Wertpapierprospektgeset-

zes von der Veröffentlichung eines Prospekts

abgesehen werden kann, und“.

2. ein nach den Vorschriften des Wertpapierpro-

spektgesetzes gebilligter oder bescheinigter

Prospekt oder ein ausführlicher Verkaufspro-

spekt im Sinne des § 42 des Investmentgesetzes,

ein Prospekt im Sinne des § 102 des Invest-

mentgesetzes oder ein Prospekt im Sinne des §

137 Abs. 3 des Investmentgesetzes veröffent-

licht worden ist, soweit nicht nach § 1 Abs. 2

Nr. 5 oder § 4 Abs. 2 des Wertpapierprospekt-

gesetzes von der Veröffentlichung eines Pro-

spekts abgesehen werden kann.“



ele
ktr

on
isc

he
 Vora

b-F
ass

un
g*

��

b) Die Absätze 4 und 5 werden aufgehoben. b) u n v e r ä n d e r t

c) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 4. c) u n v e r ä n d e r t

3. § 32 wird wie folgt geändert: 3.  u n v e r ä n d e r t

a) In dem bisherigen Absatz 1 wird die Absatzbe-

zeichnung „(1)“ gestrichen und werden die

Nummern 2 und 3 aufgehoben.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

4. § 33 Abs. 4 wird aufgehoben. 4.  u n v e r ä n d e r t

5. § 34 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 5.  u n v e r ä n d e r t

„(3) Die Vorschriften über die Zusammenarbeit nach

dem Wertpapierprospektgesetz bleiben unberührt.“

6. § 35 wird aufgehoben. 6.  u n v e r ä n d e r t

7. § 45 wird wie folgt geändert: 7. § 45 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 3 wird am Ende das Wort „oder“

durch ein Komma ersetzt.

a) In Nummer 3 wird am Ende das Wort „oder“

durch ein Komma ersetzt.

b) In Nummer 4 wird am Ende der Punkt durch das

Wort „oder“ ersetzt.

b) In Nummer 4 wird am Ende der Punkt durch das

Wort „oder“ ersetzt.

c) Folgende Nummer 5 wird angefügt: c) Folgende Nummer 5 wird angefügt:

„5. er sich ausschließlich auf Grund von Angaben

in der Zusammenfassung oder einer Überset-

zung ergibt, es sei denn, die Zusammenfas-

sung ist irreführend, unrichtig oder wider-

sprüchlich, wenn sie zusammen mit den ande-

ren Teilen des Prospekts gelesen wird.“

„5. er sich ausschließlich auf Grund von Angaben

in der Zusammenfassung oder einer Überset-

zung ergibt, es sei denn, die Zusammenfas-

sung ist irreführend, unrichtig oder wider-

sprüchlich, wenn sie zusammen mit den ande-

ren Teilen des Prospekts gelesen wird.“

8. § 51 wird wie folgt geändert: 8. § 51 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Wertpapiere sind zum geregelten Markt

zuzulassen, wenn

1. Der Emittent und die Wertpapiere den An-

forderungen entsprechen, die für einen ord-

nungsgemäßen Börsenhandel notwendig

sind und

„2. ein nach den Vorschriften des Wertpapierpro-

spektgesetzes gebilligter oder bescheinigter

Prospekt oder ein ausführlicher Verkaufspro-

spekt im Sinne des § 42 des Investmentgeset-

zes, ein Prospekt im Sinne des § 102 des In-

vestmentgesetzes oder ein Prospekt im Sinne

2. ein nach den Vorschriften des Wertpapierpro-

spektgesetzes gebilligter oder bescheinigter

Prospekt oder ein ausführlicher Verkaufspro-

spekt im Sinne des § 42 des Investmentgeset-

zes, ein Prospekt im Sinne des § 102 des In-

vestmentgesetzes oder ein Prospekt im Sinne
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des § 137 Abs. 3 des Investmentgesetzes ver-

öffentlicht worden ist, soweit nicht nach § 4

Abs. 2 des Wertpapierprospektgesetzes von

der Veröffentlichung eines Prospekts abgese-

hen werden kann,“.

des § 137 Abs. 3 des Investmentgesetzes ver-

öffentlicht worden ist, soweit nicht nach § 4

Abs. 2 des Wertpapierprospektgesetzes von

der Veröffentlichung eines Prospekts abgese-

hen werden kann.“

b) Die Absätze 2 bis 4 werden aufgehoben. b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Börsenordnung kann regeln, unter

welchen Voraussetzungen bei den in § 1

Abs. 2 Nr. 3 des Wertpapierprospektgesetzes

genannten Wertpapieren von einem Prospekt

abgesehen werden kann, wenn das Publikum

auf andere Weise ausreichend unterrichtet

wird.“

c) Absätze 3 und 4 werden aufgehoben.

d) Absatz 5 wird Absatz 3.

9. § 55 wird wie folgt gefasst: 9.  u n v e r ä n d e r t

„§ 55

Haftung für den Prospekt

Sind Angaben im Prospekt unrichtig oder unvoll-

ständig, so sind die §§ 44 bis 48 entsprechend anzu-

wenden.“

10. § 62 wird wie folgt geändert: 10.  u n v e r ä n d e r t

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 2 wird aufgehoben.

bb) Die bisherigen Nummern 3 bis 8 werden die

neuen Nummern 2 bis 7.

cc) Die neue Nummer 7 wird wie folgt gefasst:

„7. einer Rechtsverordnung nach § 39 Abs.

2 Nr. 1 oder einer vollziehbaren Anord-

nung aufgrund einer solchen Rechtsver-

ordnung zuwider handelt, soweit die

Rechtsverordnung für einen bestimmten

Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift

verweist.“

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen

des Absatzes 1 Nr. 6 Buchstabe b und des Absat-

zes 2 Nr. 1 Buchstabe b mit einer Geldbuße bis zu

fünfhunderttausend Euro, in den Fällen des Ab-

satzes 1 Nr. 1 Buchstabe a, Nr. 3, 5 und 6 Buch-

stabe a mit einer Geldbuße bis zu hunderttausend

Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße

bis zu fünfzigtausend Euro geahndet werden.“

11. Nach § 64 Abs. 2 wird folgender Absatz 2a einge-

fügt:

11.  u n v e r ä n d e r t

„(2a) Sind Prospekte, auf Grund derer Wert-

papiere zum Handel im amtlichen Markt zu-
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gelassen worden sind, vor dem 1. Juli 2005

veröffentlicht worden, so ist auf diese Pro-

spekte die Vorschrift des § 45 dieses Gesetzes

in der vor dem 1. Juli 2005 geltenden Fassung

weiterhin anzuwenden. Auf Unternehmens-

berichte, die vor dem 1. Juli 2005 veröffent-

licht worden sind, finden die Vorschriften der

§§ 44 bis 47 und § 55 dieses Gesetzes in der

vor dem 1. Juli 2005 geltenden Fassung wei-

terhin Anwendung.“

Artikel 4

Änderung der Börsenzulassungs-Verordnung

Artikel 4

Änderung der Börsenzulassungs-Verordnung

Die Börsenzulassungs-Verordnung in der Fassung der

Bekanntmachung vom 9. September 1998 (BGBl. I S.

2832), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geän-

dert:

Die Börsenzulassungs-Verordnung in der Fassung der

Bekanntmachung vom 9. September 1998 (BGBl. I S.

2832), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geän-

dert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 1. u n v e r ä n d e r t

a) Die Angaben zum Zweiten Abschnitt des Ersten

Kapitels, einschließlich der Angaben zu den Un-

terabschnitten und den §§ 13 bis 47 werden durch

folgende Angabe ersetzt:

„Zweiter Abschnitt

(weggefallen)“.

b) Die Angabe zu § 68 wird wie folgt gefasst:

„§ 68 (weggefallen)“.

c) Nach der Angabe zu § 72 wird folgende Angabe

eingefügt:

„§ 72a Übergangsvorschrift“.

2. In § 5 Abs. 2 Nr. 1 wird die Angabe „Prospekt (§

13)“ durch das Wort „ Prospekt“ ersetzt.

2.  u n v e r ä n d e r t

3. In § 7 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „Prospekt (§

13)“ durch das Wort „ Prospekt“ ersetzt.

3. In § 7 Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe „Prospekt (§

13)“ durch das Wort „ Prospekt“ ersetzt.

4. In § 8 Abs. 2 wird die Angabe „Prospekt (§ 13)“

durch das Wort „Prospekt“ ersetzt.

4.  u n v e r ä n d e r t

5. § 11 Abs. 2 Satz 2 wird aufgehoben. 5.  u n v e r ä n d e r t

6. In § 12 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe „§§ 62 bis 68“

durch die Angabe „§§ 62 bis 67“ ersetzt.

6.  u n v e r ä n d e r t

7. Der Zweite Abschnitt wird aufgehoben. 7.  u n v e r ä n d e r t

8. In § 48 Abs. 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „ein

Entwurf des Prospekts“ die Wörter „oder ein gebil-

ligter Prospekt“ eingefügt.

8.  u n v e r ä n d e r t
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8a. Nach § 48 wird folgender § 48a eingefügt:

„48a

Veröffentlichung eines Basisprospekts

Schuldverschreibungen, die gleichzeitig mit

ihrer öffentlichen ersten Ausgabe zugelassen

werden sollen und für die ein nach dem

Wertpapierprospektgesetz gültiger Ba-

sisprospekt vorliegt, kann die Zulassungs-

stelle zulassen, wenn die endgültigen Bedin-

gungen des Angebots erst kurz vor der Aus-

gabe festgesetzt werden und der Basis-

prospekt innerhalb von zwölf Monaten vor

der Zulassung der Schuldverschreibungen

veröffentlicht worden ist und darüber Aus-

kunft gibt, wie diese Angaben in den Pro-

spekt aufgenommen werden. Die endgültigen

Bedingungen müssen vor der Einführung

der Schuldverschreibungen nach § 6 Abs. 3

des Wertpapierprospektgesetzes veröffent-

licht werden.“

9. § 51 wird wie folgt gefasst: 9.  u n v e r ä n d e r t

„§ 51

Veröffentlichung der Zulassung

Die Zulassung wird von der Zulassungs-
stelle auf Kosten der Antragsteller im Bun-
desanzeiger und in dem Börsenpflichtblatt,
in dem der Antrag veröffentlicht worden ist,
sowie durch Börsenbekanntmachung veröf-
fentlicht.“

10. § 52 Abs. 2 wird aufgehoben. 10.  u n v e r ä n d e r t

11. In § 63 wird jeweils vor dem Wort „veröffentlichen“

die Angabe „unverzüglich gemäß § 70 Abs. 1“ einge-

fügt.

11.  u n v e r ä n d e r t

12. § 66 wird wie folgt geändert: 12.  u n v e r ä n d e r t

a) In Absatz 1 wird vor dem Wort „veröffentlichen“

die Angabe „gemäß § 70 Abs. 1“ eingefügt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2.für die in § 36 des Börsengesetzes

bezeichneten Schuldverschreibun-

gen;“.

c) Folgende Nummer 3 wird angefügt:
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„3. für Schuldverschreibungen, deren Emittent

a) Schuldverschreibungen dauernd oder wie-

derholt ausgibt,

b) befugt Einlagen oder andere rückzahlbare

Gelder des Publikums entgegennimmt und

Kredite für eigene Rechnung gewährt,

c) regelmäßig seinen Jahresabschluss offen

legt und

d) innerhalb der Europäischen Union oder

innerhalb eines anderen Vertragsstaates

des Abkommens über den Europäischen

Wirtschaftsraum durch ein besonderes Ge-

setz oder auf Grund eines besonderen Ge-

setzes geschaffen worden ist oder geregelt

wird oder einer öffentlichen Aufsicht zum

Schutz der Anleger untersteht.“

13. § 68 wird aufgehoben. 13.  u n v e r ä n d e r t

14. § 69 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 14.  u n v e r ä n d e r t

„Findet vor der Einführung der Aktien ein Handel

von Bezugsrechten im amtlichen Markt statt und ist

ein Prospekt gemäß dem Wertpapierprospektgesetz

zu veröffentlichen, so ist der Antrag auf Zulassung

unter Beachtung der in § 14 Abs. 1 des Wertpapier-

prospektgesetzes für die Prospektveröffentlichung

bestimmten Fristen zu stellen.“

15. § 71 wird wie folgt gefasst: 15.  u n v e r ä n d e r t

„§ 71

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 62 Abs. 1 Nr. 7 des

Börsengesetzes handelt, wer vorsätzlich oder leicht-

fertig entgegen der §§ 63 oder 66 Abs. 1 eine Veröf-

fentlichung nicht, nicht richtig, nicht vollständig,

nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht

rechtzeitig vornimmt.“

16. Folgender § 72a wird eingefügt: 16.  u n v e r ä n d e r t

„§ 72a

Übergangsvorschrift

Für Schuldverschreibungen, für die ein Prospekt nach

§ 44 dieser Verordnung vor dem 1. Juli 2005 veröf-

fentlicht worden ist, findet diese Verordnung in der

vor dem 1. Juli 2005 geltenden Fassung weiterhin

Anwendung.“

Artikel 5

Änderung des Investmentgesetzes

Artikel 5

u n v e r ä n d e r t
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Das Investmentgesetz vom 15. Dezember 2003 (BGBl. I

S. 2676), zuletzt geändert durch ... wird wie folgt geän-

dert:

1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu den

§§ 101 und 102 wie folgt gefasst:

„§ 101  Angebot der Aktien

§ 102 Prospekt im Sinne des Wertpapierprospekt-

gesetzes“.

2. § 101 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„ § 101

Angebot der Aktien“.

b) In Absatz 1 werden die Wörter „oder an Anleger

nach Absatz 6 veräußert“ gestrichen.

c) In Absatz 3 werden das Wort „Börsenzulassungs-

prospekt“ durch die Wörter „Prospekt im Sinne

des Wertpapierprospektgesetzes“ ersetzt und die

Wörter „oder einen Unternehmensbericht“ gestri-

chen.

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Der Unter-

nehmensbericht ist“ durch die Wörter „Wer-

den Aktien der Investmentaktiengesellschaft

mit veränderlichem Kapital zum amtlichen

oder geregelten Markt an einer inländischen

Börse zugelassen, ist der ausführliche Ver-

kaufsprospekt im Sinne des § 42“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Invest-

mentaktiengesellschaft“ die Wörter „zum

amtlichen oder“ eingefügt.

cc) In Satz 3 wird das Wort „Unternehmensbe-

richt“ durch die Wörter „ausführliche Ver-

kaufsprospekt im Sinne des § 42“ ersetzt.

e) In Absatz 5 werden die Wörter „Börsenzulas-

sungsprospekts oder des Unternehmensberichts“

durch die Wörter „Prospekts im Sinne des Wert-

papierprospektgesetzes oder im Fall der Invest-

mentaktiengesellschaft mit veränderlichem Kapi-

tal, des ausführlichen Verkaufsprospekts im Sinne

des § 42“ ersetzt.

f) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

„(6) Aktien einer Investmentaktiengesellschaft,

deren Satzung die Anlage nach § 112 Abs. 1 vor-

sieht, dürfen abweichend von den Absätzen 1 bis
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3 nicht öffentlich vertrieben werden.“

3. § 102 wird wie folgt gefasst:

„§ 102

Prospekt im Sinne des Wertpapierprospektgesetzes

Die Angaben, die von einer Investmentaktiengesell-

schaft mit fixem Kapital in den Prospekt im Sinne

des Wertpapierprospektgesetzes aufzunehmen sind,

bestimmen sich nach dem Wertpapierprospektgesetz

und der Verordnung (EG) Nr. 809/2004 der Kom-

mission vom 29. April 2004 zur Umsetzung der

Richtlinie 2003/71/EG des Europäischen Parlaments

und des Rates betreffend die in Prospekten enthalte-

nen Informationen sowie das Format, die Aufnahme

von Informationen mittels Verweis und die Veröf-

fentlichung solcher Prospekte und die Verbreitung

von Werbung (ABl. EU Nr. L 149 S. 1, Nr. L 215

S. 3).“

4. § 107 Abs. 4 wird aufgehoben.

5. In § 111 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „sowie für

Investmentaktiengesellschaften mit fixem Kapital ei-

nen Hinweis nach § 107 Abs. 4“ gestrichen.

6. In § 122 Abs. 5 Satz 2 werden die Wörter „im aus-

führlichen Verkaufsprospekt anzugebenden“ gestri-

chen.

7. In § 135 Abs. 2 werden hinter die Wörter „oder zum

geregelten Markt zugelassen sind“ die Wörter „oder

in den Freiverkehr einbezogen sind“ eingefügt.

8. § 137 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Abweichend von Absatz 1 haben ausländische

Investmentvermögen im Sinne des § 136 Abs. 3 ei-

nen Prospekt im Sinne des Wertpapierprospektge-

setzes zu veröffentlichen. Die in diesen Prospekt

aufzunehmenden Angaben bestimmen sich nach

dem Wertpapierprospektgesetz und der Verordnung

(EG) Nr. 809/2004.“

Artikel 6

Änderung der WpÜG-Angebotsverordnung

Artikel 6

u n v e r ä n d e r t

§ 2 der WpÜG-Angebotsverordnung vom 27. Dezember

2001 (BGBl. I S. 4263), die zuletzt durch … geändert

worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. Angaben nach § 7 des Wertpapierprospektgeset-

zes in Verbindung mit der Verordnung (EG) Nr.

809/2004 der Kommission vom 29. April 2004
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zur Umsetzung der Richtlinie 2003/71/EG des

Europäischen Parlaments und des Rates betref-

fend die in Prospekten enthaltenen Angaben so-

wie die Aufmachung, die Aufnahme eines Ver-

weises und die Veröffentlichung solcher Pro-

spekte und die Verbreitung von Werbung (ABl.

EU Nr. L 149 S. 1, Nr. L 215 S. 3), sofern Wert-

papiere als Gegenleistung angeboten werden;

wurde für die Wertpapiere vor Veröffentlichung

der Angebotsunterlage ein Prospekt, auf Grund

dessen die Wertpapiere öffentlich angeboten oder

zum Handel an einem organisierten Markt zuge-

lassen worden sind, im Inland in deutscher Spra-

che veröffentlicht und ist für die als Gegenlei-

stung angebotenen Wertpapiere während der ge-

samten Laufzeit des Angebots ein gültiger Pro-

spekt veröffentlicht, genügt die Angabe, dass ein

Prospekt veröffentlicht wurde und wo dieser je-

weils erhältlich ist;“.

2. Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a einge-

fügt:

„2a. Angaben nach § 8g des Verkaufsprospektgeset-

zes in Verbindung mit der Vermögensanlagen-

Verkaufsprospektverordnung, sofern Vermö-

gensanlagen im Sinne des § 8f Abs. 1 des Ver-

kaufsprospektgesetzes als Gegenleistung ange-

boten werden; wurde für die Vermögensanlagen

innerhalb von zwölf Monaten vor Veröffentli-

chung der Angebotsunterlage ein Verkaufspro-

spekt im Inland in deutscher Sprache veröffent-

licht, genügt die Angabe, dass ein Verkaufspro-

spekt veröffentlicht wurde und wo dieser er-

hältlich ist, sowie die Angabe der seit der Ver-

öffentlichung des Verkaufsprospekts eingetrete-

nen Änderungen;“.

Artikel 7

Änderung der Verordnung zur Übertragung von

Befugnissen zum Erlass von Rechtsverordnungen auf

die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht

Artikel 7

Änderung der Verordnung zur Übertragung von

Befugnissen zum Erlass von Rechtsverordnungen auf

die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht

§ 1 der Verordnung zur Übertragung von Befugnissen

zum Erlass von Rechtsverordnungen auf die Bundesan-

stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BGBl. 2003 I S.

3), die zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 15.

Dezember 2003 (BGBl. I S. 2676) geändert worden ist,

wird wie folgt geändert:

§ 1 der Verordnung zur Übertragung von Befugnissen

zum Erlass von Rechtsverordnungen auf die Bundes-

anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BGBl. 2003

I S. 3), die zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom

15. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2676) geändert wor-

den ist, wird wie folgt geändert:
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1. In Nummer 5 wird am Ende das Wort „sowie“ durch

ein Komma ersetzt.

1. In Nummer 4 wird am Ende das Wort „sowie“

durch ein Komma ersetzt und in Nummer 5 wird

am Ende ein Komma angefügt.

2. In Nummer 6 wird hinter dem Wort „Justiz“ das

Wort „sowie“ angefügt.

2. Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 6 ein-

gefügt:

„6. Rechtsverordnungen nach Maßgabe des

§ 16 Satz 2 des Verkaufsprospektgesetzes so-

wie“

3. Hinter Nummer 6 wird folgende neue Nummer 7

eingefügt:

3. u n v e r ä n d e r t

„7. Rechtsverordnungen nach Maßgabe des § 4

Abs. 3 Satz 1 und § 20 Abs. 3 Satz 1 und 2 des

Wertpapierprospektgesetzes im Einvernehmen

mit dem Bundesministerium der Justiz sowie

Rechtsverordnungen nach § 27 Abs. 5 Satz 1 und

§ 28 Abs. 2 Satz 1 und 2 des Wertpapierprospekt-

gesetzes“.

Artikel 7a

Änderung des Anlegerschutzverbesserungsgesetzes

Artikel 2 des Anlegerschutzverbesserungs-gesetzes

vom 28. Oktober 2004 (BGBl. I S. 2630) wird wie

folgt geändert:

1. Die Nummern 2 bis 4 werden aufgehoben.

2. Nummer 5 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa wird

aufgehoben.

3. Nummer 8 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa,

Buchstabe b und c wird aufgehoben.

Artikel 8

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang

Artikel 8

u n v e r ä n d e r t

Die auf den Artikeln 4, 6 und 7 beruhenden Teile der

dort geänderten Rechtsverordnungen können auf Grund

der jeweils einschlägigen Ermächtigungen durch Rechts-

verordnung geändert werden.

Artikel 9

Aufhebung der Verkaufsprospekt-Verordnung

Artikel 9

u n v e r ä n d e r t

Die Verkaufsprospekt-Verordnung in der Fassung der

Bekanntmachung vom 9. September 1998 (BGBl. I S.

2853), zuletzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes

vom 21. Juni 2002 (BGBl. I S. 2010), wird aufgehoben.
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Artikel 9a

Aufhebung der Verordnung zur Übertragung

der Befugnis zum Erlass von Rechtsverordnun-

gen nach dem Verkaufsprospektgesetz auf die

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht

Die Verordnung zur Übertragung der Befugnis

zum Erlass von Rechtsverordnungen nach dem

Verkaufsprospektgesetz auf die Bundesanstalt

für Finanzdienstleistungsaufsicht vom 25. Juni

1998 (BGBl. I S. 1652), zuletzt geändert durch

Artikel 1 Abs. 1 der Verordnung vom 13. De-

zember 2002 (BGBl. I 2003, S. 2), wird aufgeho-

ben.

Artikel 10

Inkrafttreten

Artikel 10

u n v e r ä n d e r t

Artikel 1 § 4 Abs. 3, § 20 Abs. 3, § 27 Abs. 5 und § 28

Abs. 2, Artikel 2 Nr. 12 sowie Artikel 7 treten am Tage

nach der Verkündung in Kraft. Im Übrigen tritt das Ge-

setz am 1. Juli 2005 in Kraft.
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Bericht der Abgeordneten Nina Hauer, Patricia Lips, Jutta Krüger-Jacob und

Dr. Volker Wissing

I. Verfahrensablauf

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf in seiner 163. Sitzung am

10. März 2005 dem Finanzausschuss federführend sowie dem Rechtsausschuss

und dem Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit zur Mitberatung überwiesen.

Der Finanzausschuss hat seine Beratungen in der 91. Sitzung am 16. März 2005

aufgenommen und am 20. April 2005 abgeschlossen. Ferner hat der Ausschuss

am 13. April 2005 zu dem Gesetzentwurf eine öffentliche Anhörung durchgeführt.

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage

Mit dem Gesetzentwurf ist die Umsetzung der EU-Prospektrichtlinie über Wert-

papiere in innerstaatliches Recht vorgesehen. Gegenstand der Prospektrichtlinie

ist die vollständige Information der Anleger über Wertpapiere, die öffentlich an-

geboten oder an einem organisierten Markt zugelassen werden sollen. Der Ge-

setzentwurf schreibt vor, welche Angaben der Wertpapierprospekt enthalten

muss. Die EU-weite Harmonisierung und die Ausweitung der im Prospekt ent-

haltenen Informationen sollen einen gleichwertigen Anlegerschutz im Binnen-

markt sicherstellen.

Mit dem neuen Wertpapierprospektgesetz wird in Artikel 1 des Gesetzentwurfs

der Kernbereich der Prospektrichtlinie in innerstaatliches Recht umgesetzt. Die

Vorlage trifft Bestimmungen über die Erstellung, die Billigung und die Verbreitung

des Prospekts, der im Inland beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder

bei der Zulassung von Wertpapieren zum Handel an einem organisierten Markt

zu veröffentlichen ist. Die Billigung von Prospekten ist Voraussetzung für deren

Veröffentlichung und obliegt der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht.

Ein gebilligter Prospekt kann sowohl für das öffentliche Angebot von Wertpapie-

ren als auch für die Zulassung von Wertpapieren zum Handel an einem organi-

sierten Markt verwendet werden. Teilweise besteht die Möglichkeit, für die Wert-

papiere freiwillig einen Prospekt gemäß den Bestimmungen dieses Gesetzes und

der Verordnung zur Durchführung der Prospektrichtlinie zu erstellen. Dadurch

wird die Möglichkeit eröffnet, die Wertpapiere grenzüberschreitend öffentlich an-

zubieten oder zum Handel an einem organisierten Markt zuzulassen. Der Pro-
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spekt muss eine Zusammenfassung, Angaben über den Emittenten (das sog.

Registrierungsformular) sowie eine Wertpapierbeschreibung enthalten. Dem In-

teresse der Anleger an der Aktualität des Prospekts trägt das Gesetz dadurch

Rechnung, dass dessen Gültigkeit grundsätzlich auf ein Jahr beschränkt wird.

Ferner ist einmal jährlich ein Dokument zu hinterlegen, das die vom Emittenten

während des zurückliegenden Jahres aufgrund gesetzlicher Verpflichtung veröf-

fentlichten oder dem Publikum zur Verfügung gestellten Informationen enthält.

Der Gesetzentwurf sieht für die Veröffentlichung des gebilligten Prospekts ver-

schiedene Möglichkeiten vor, bei denen in jedem Fall sichergestellt ist, dass dem

Publikum stets auch der Zugang zu einer Papierversion offen steht. Darüber hin-

aus ist beabsichtigt, dass ein von der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates

gebilligter Prospekt innerhalb der Europäischen Union und des Europäischen

Wirtschaftsraums genutzt werden kann. Es bedarf insoweit lediglich der Beschei-

nigung des Prospekts durch die zuständige Behörde des Aufnahmestaates. Die

zuständige Behörde des Aufnahmestaates kann verlangen, dass die Zusam-

menfassung des Prospekts in der jeweiligen Amtssprache abgefasst wird.

Die Bestimmungen in den Artikeln 2 bis 10 sind grundsätzlich Folgeänderungen

der Einführung des Wertpapierprospektgesetzes.

III. Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 809. Sitzung am 18. März 2005 zu dem Gesetzent-

wurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes Stellung genommen.

�  Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren eine Regelung

der Prospekthaftung im Wertpapierprospektgesetz zu prüfen.

�  Der Bundesrat spricht sich dafür aus, die Definition des Merkmals "öffentli-

ches Angebot" im Interesse der Rechtssicherheit zu präzisieren.

�  Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die

Zuständigkeit der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht für die

Prüfung der Gleichwertigkeit nicht ausdrücklich in das Gesetz aufgenommen

werden sollte.

�  Der Bundesrat spricht sich dafür aus, die in Artikel 1 § 8 Abs. 1 Satz 6 ent-

haltenen Anforderungen zu verändern, um das Bookbuilding-Verfahren zur

Ermittlung eines den Marktverhältnissen entsprechenden Preises auch künf-

tig zu ermöglichen.



ele
ktr

on
isc

he
 Vora

b-F
ass

un
g*

��

�  Der Bundesrat regt eine klarstellende Regelung in Artikel 1 § 9 Abs. 5 an,

nach der öffentliche Angebote, die innerhalb von zwölf Monaten nach Veröf-

fentlichung eines Prospekts beginnen, aber am Ende des zwölften Monats

nach der Veröffentlichung nicht abgeschlossen sind, keinen neuen Prospekt

erfordern.

�  Der Bundesrat spricht sich dafür aus, in Artikel 1 § 10 Abs. 1 den Satz 2 zu

streichen.

�  Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob der

Begriff "Kohärenz" in Artikel 1 § 13 Abs. 1 Satz 2 durch eine Gesetzesfas-

sung zu ersetzen ist, die den Prüfungsmaßstab – ggf. durch die Ersetzung

des Wortes "Kohärenz" durch die Wörter "keine inneren Widersprüche" – klar

und eindeutig erkennen lässt.

�  Der Bundesrat bittet ferner, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen,

ob im Interesse des Finanzplatzes Deutschland von der in der Richtlinie

2003/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. November

2003 vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch zu machen ist, die Prospektprü-

fung für einen Übergangszeitraum bei den Zulassungsstellen der Börsen zu

belassen.

�  Der Bundesrat spricht sich dafür aus klarzustellen, dass die Nachtragspflicht

nach Artikel 1 § 16 Abs. 1 in jedem Fall mit der Eröffnung des Handels an ei-

nem organisierten Markt erlischt, auch wenn der Emittent Wertpapiere noch

weiter öffentlich anbietet. Ferner solle der Verweis in Artikel 1 § 16 Abs. 3 auf

Artikel 1 § 8 Abs. 1 Satz 3 und 4 beschränkt werden.

�  Der Bundesrat befürwortet, bei gebilligten Prospekten grenzüberschreitend

tätiger Emittenten darauf zu verzichten, die Erstellung eines Prospekts in

deutscher Sprache als Regelfall vorzusehen.

�  Der Bundesrat regt ferner an klarzustellen, dass die Übermittlung von Daten

an die Geschäftsführung der Börse und die Zulassungsstelle nur zulässig ist,

wenn sie zur Aufgabenerfüllung der genannten Datenempfänger erforderlich

ist. Entsprechendes solle im Rahmen von Artikel 1 § 21 Abs. 8 Satz 4 gelten.

�  Der Bundesrat spricht sich dafür aus, in Artikel 1 § 30 Abs. 1 Nr. 7 die Wörter

"oder nicht rechtzeitig" zu streichen.

�  Der Bundesrat hält im Rahmen der Übergangsregelungen dafür klarzustel-

len, inwieweit diese sowohl öffentliche Angebote von Wertpapieren als auch
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eine (gleichzeitige oder anschließende) Zulassung dieser Wertpapiere zum

Börsenhandel umfasst.

�  Der Bundesrat spricht sich dafür aus, Artikel 2 Nummer 2 a) zu ergänzen und

für Anteile an geschlossenen Fonds klarzustellen, dass Mitteilungen auf

Grund des Handels von Anteilen an geschlossenen Fonds für sich kein öf-

fentliches Angebot darstellen.

�  Der Bundesrat regt an, Anteile an einem vor dem 1. Juli 2005 geschlossenen

Fonds, für die bereits ein Prospekt veröffentlicht wurde oder vom Emittenten

zur Verfügung gehalten wird, von der Prospektpflicht auszunehmen.

�  Der Bundesrat spricht sich dafür aus, in Artikel 3 Nr. 2 Buchstabe a die An-

passung der Ausnahmen von der Prospektpflicht im Börsengesetz an die

Regelungen des Wertpapierprospektgesetzes zu prüfen.

�  Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob zur

Vermeidung einer parallelen Prospektprüfung durch die Zulassungsstelle und

die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht § 30 Abs. 3 Nr. 3 und

§ 51 Abs. 1 Nr. 3 Börsengesetzes zu streichen und § 5 Abs. 2 Nr. 1, § 7

Abs. 1 Satz 3 und § 8 Abs. 2 Börsenzulassungs-Verordnung entsprechend

zu ändern sind.

�  Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob zur

Beibehaltung der vereinfachten Zulassung von Schuldverschreibungen im

Wege der so genannten Rahmenzulassung auf eine Streichung des § 44

Börsenzulassungs-Verordnung verzichtet werden und die Vorschrift in der

Weise geändert werden sollte, dass solche Rahmenzulassungen auch künf-

tig ermöglicht werden.

�  Der Bundesrat spricht sich dafür aus, die in § 31 Wertpapierprospektgesetz

vorgesehene Übergangsregelung auf die Zulassung von dauernd oder wie-

derholt von Kreditinstituten begebenen Wertpapieren zum Handel bis zum

31. Dezember 2008 anzuwenden und die Fortgeltung von § 38 Börsenzulas-

sungs-Verordnung anzuordnen.

IV. Anhörung

Der Finanzausschuss hat am 13. April 2005 zu dem Gesetzentwurf eine öffentli-

che Anhörung durchgeführt. Folgende Einzelsachverständige, Verbände und In-

stitutionen hatten Gelegenheit zur Stellungnahme:
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�  Bayerische Börse
�  BÖAG Börsen AG
�  Böese Stuttgart AG
�  Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
�  Bundesverband der Deutschen Industrie
�  Bundesverband der Wertpapierfirmen an den deutschen Börsen e.V.
�  BVI Bundesverband Investment und Asset Management
�  Deutsche Börse AG
�  Deutsche Bundesbank
�  Deutsche Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz
�  Deutscher Industrie- und Handelskammertag
�  Deutsches Aktieninstitut
�  Deutsches Derivate Institut e.V.
�  Prof. Dr. Wolfgang Gerke
�  Prof. Dr. Klaus J. Hopt
�  Rheinisch-Westfälische Börse zu Düsseldorf
�  Dr. Hannes Schneider, Kanzlei Hengeler Mueller
�  UBS Investment Bank AG
�  Verband der Auslandsbanken
�  Verbraucherzentrale Bundesverband
�  Zentraler Kreditausschuss

Das Ergebnis der Anhörung ist in die Ausschussberatungen eingegangen. Das

Protokoll der öffentlichen Beratung einschließlich der eingereichten schriftlichen

Stellungnahmen ist der Öffentlichkeit zugänglich.

V. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse

Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf am 20. April 2005 in seiner

77. Sitzung beraten und empfiehlt einstimmig die Annahme in der Fassung der

interfraktionellen Änderungsanträge.

Der Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit hat die Vorlage in seiner 90. Sitzung

am 20. April 2005 beraten und empfiehlt einstimmig, den Gesetzentwurf in der

Fassung der Änderungsanträge anzunehmen.
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VI. Ausschussempfehlung

A. Allgemeiner Teil

Der Finanzausschuss empfiehlt einstimmig, den Gesetzentwurf in der vom Aus-

schuss geänderten Fassung anzunehmen.

Die Koalitionsfraktionen betonten im Verlauf der Ausschusserörterungen, mit

der Umsetzung der EU-rechtlichen Vorgaben in einzelstaatliches Recht werde

der Anlegerschutz in Deutschland sowie in der Europäischen Union verbessert

und zugleich ein Beitrag zur Stärkung des Finanzplatzes Deutschland geleistet.

Mit dem Gesetzentwurf werde zum 1. Juli 2005 ein EU-Pass für Wertpapierpro-

spekte eingeführt, nach dem deutsche Emittenten EU-weit Wertpapiere anbieten

und deutsche Anleger aus einer Vielzahl in- und ausländischer Wertpapiere aus-

wählen können. Der Gesetzentwurf stelle auch einen weiteren Schritt zur Euro-

päisierung des deutschen Finanzmarktes dar und werde die Wettbewerbsfähig-

keit des Finanzplatzes namentlich über die im Ausschuss beschlossene Ände-

rung der Sprachenregelung fördern. Danach sei bei grenzüberschreitenden

Emissionen für die Emittenten frei wählbar, ob der Prospekt in deutscher oder in

einer in internationalen Finanzkreisen gebräuchlichen Sprache erstellt werde. Ei-

ne Ermessensentscheidung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht

entfalle. Das Interesse der Anleger werde innerhalb des Sprachenregimes da-

durch gewahrt, dass in jedem Fall eine Zusammenfassung des Prospekts in

deutscher Sprache erforderlich sei. Mit der fristgerechten Umsetzung der EU-

Richtlinie vor dem 1. Juli 2005 werde zudem Anlegern und Emittenten rechtzeitig

die notwendige Planungssicherheit gegeben.

Die Koalitionsfraktionen hoben im Hinblick auf die vom Ausschuss vorgenomme-

nen Änderungen des Gesetzentwurfs weiter hervor, dass auch künftig das Book-

building-Verfahren zur Ermittlung eines den Marktverhältnissen entsprechenden

Preises möglich bleibe. Ferner sei zum Widerrufsrecht bei der Veröffentlichung

von Prospektnachträgen ein gerechter Ausgleich von Anlegerrechten und Inter-

essen der Emittenten in den Gesetzentwurf aufgenommen worden, der Nachteile

für den deutschen Finanzmarkt vermeidet und den Anlegerschutz in hinreichen-

der Weise wahrt.

Die Koalitionsfraktionen bewerteten auch die vom Ausschuss vorgenommene

Änderung positiv, nach der künftig ausschließlich die Bundesanstalt für Finanz-

dienstleistungsaufsicht für die Prüfung von Wertpapierprospekten zuständig sei.

Damit werde die bisherige Zersplitterung der Zuständigkeiten für die Prüfung von

Verkaufsprospekten einerseits und der Börsenzulassungsprospekte durch die
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jeweiligen sieben Börsen andererseits aufgehoben und für Anleger und Emitten-

ten ein Zugewinn an Transparenz geschaffen. Zudem stelle die Maßnahme einen

Beitrag zum Bürokratieabbau dar.

Die Fraktion der CDU/CSU begrüßte im Grundsatz gleichfalls die mit dem Ge-

setzentwurf verfolgte Zielsetzung. Die Fraktion der CDU/CSU wies darauf hin, die

Beratungen der Vorlage hätten unter erheblichem Zeitdruck stattgefunden, um

das Inkrafttreten der Regelungen zum 1. Juli 2005 zu ermöglichen. Vor diesem

Hintergrund sei die im Verlauf der Ausschussberatungen von Seiten der Bundes-

regierung gemachte Aussage hervorzuheben, dass die Bundesanstalt für Fi-

nanzdienstleistungsaufsicht mit Inkrafttreten der Vorschriften in der Lage sein

werde, die Prospektprüfung ordnungsgemäß vorzunehmen und dass die Inan-

spruchnahme der nach der Richtlinie zulässigen Übergangsfrist nicht erforderlich

sei. Zudem sei anzumerken, dass die Bundesregierung zu verschiedenen Frage-

stellungen wie beispielsweise Emissionsbedingungen auf großzügige, noch zu

erlassende Regelungen verwiesen habe. Die Bundesregierung sei daher aufzu-

fordern, bei Angelegenheiten, die den deutschen Finanzmarkt betreffen, Einen-

gungen im vorhinein zu vermeiden und die Belange des Derivatebereichs sowie

des Freiverkehrs zu berücksichtigen.

Die Fraktion der CDU/CSU brachte zum Ausdruck, dass neben dem Gesichts-

punkt des Anlegerschutzes die Stärkung des Finanzplatzes Deutschland nicht

vernachlässigt werden dürfe. Sie sprach sich im Ausschuss dafür aus, den Ge-

setzentwurf auf Regelungen zu überprüfen, die über den von der EU-Richtlinie

gezogenen Rahmen hinausgingen und die Attraktivität des Finanzplatzes

Deutschland beeinträchtigten. Vor diesem Hintergrund seien die im Ausschuss

vorgenommenen Änderungen namentlich im Hinblick auf das Bookbuildung-

Verfahren, die Sprachenregelung, die Rahmenzulassung von Wertpapieren und

die Begrenzung der Angaben zum jährlich zu veröffentlichenden Dokument zu

befürworten. Ferner sei die vom Ausschuss beschlossene Klarstellung zu begrü-

ßen, dass bei Nachträgen zum Prospekt das Widerrufsrecht nicht auf bereits er-

füllte Rechtsgeschäfte anwendbar sei, wenngleich eine weitergehende Regelung

aus Sicht der Fraktion der CDU/CSU in diesem Bereich wünschenswert gewesen

wäre.

Die Fraktion der FDP befürwortete gleichfalls den Gesetzentwurf. Die mit der

Vorlage angestrebte Stärkung der Anlegerechte und des Finanzstandorts

Deutschland sei zu begrüßen. Die Fraktion der FDP wies darauf hin, dass mit der

Prospektrichtlinie dem Ausschuss erstmalig eine EU-Richtlinie vorgelegen habe,

die abschließende Maximalregelungen vorgebe und dem nationalen Gesetzge-
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ber geringen Bewegungsspielraum einräume. Dies habe sich dahingehend aus-

gewirkt, dass die von der Fraktion der FDP als wünschenswert angesehene

Überarbeitung von Haftungsregelungen nicht umsetzbar gewesen sei. Bedenken

gegen die nach dem Gesetzentwurf vorgesehene Haftung der Emissionsbegleiter

seien zum einen durch Hinweis auf die §§ 44 und 45 Börsengesetz ausgeräumt

worden. Zum anderen habe die Bundesregierung gegenüber den Berichterstat-

tern dargelegt, dass die in Deutschland geltenden Haftungsregelungen im inter-

nationalen Vergleich keinen Wettbewerbsnachteil des deutschen Finanzstandorts

darstellten.

Die Fraktion der FDP begrüßte die vom Ausschuss beschlossene Klarstellung,

nach der das Widerrufsrecht bei Prospektnachträgen nicht zu einer Rückabwick-

lung erfüllter Rechtsgeschäfte führt. Die im Ausschuss beschlossene Sprachen-

regelung beurteilte die Fraktion der FDP als eine dem deutschen Finanzplatz an-

gemessene Bestimmung, die die Entwicklung des Marktes befördern werde. Ins-

gesamt führe der Gesetzentwurf in der vom Ausschuss geänderten Fassung zu

einer Vereinfachung der Bestimmungen über die Veröffentlichung von Wertpa-

pierprospekten und zu zusätzlicher Rechtsklarheit. Die bestehenden engen

Handlungsspielräume des Gesetzgebers seien in einer für den Anlegerschutz

und die Entwicklung des Finanzplatzes Deutschland vorteilhaften Weise genutzt

worden.

B. Einzelbegründung

Die vom Ausschuss empfohlenen Änderungen des Gesetzentwurfs werden im

Einzelnen wie folgt begründet:

Zur Inhaltsübersicht

Notwendige redaktionelle Anpassungen der Inhaltsübersicht des Artikelgesetzes

wegen der Einfügung der neuen Artikel 7a und 9a.

Zu Artikel 1 (Wertpapierprospektgesetz)

Zu § 8 Abs. 1

Die Änderung folgt einem Vorschlag des Bundesrates (BR-Drucksache 85/05 S.

3 Nr. 4). Beim so genannten Bookbuilding-Verfahren kann der endgültige Ver-

kaufskurs nicht bereits zu Beginn der Zeichnungsphase durch den Emittenten
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festgelegt werden. Dies entspricht auch den Vorgaben von Artikel 8 Abs. 1 der

Prospektrichtlinie.

Zu § 9 Abs. 5

Die Änderung berücksichtigt den Vorschlag des Bundesrates (BR-Drucksache

85/05 S. 4 Nr. 5). Sie dient der Klarstellung betreffend die Gültigkeitsdauer des

Prospekts.

Zu § 10 Abs. 1

Die Erweiterung in der Nummer 3 um § 54 Börsengesetz stellt sicher, dass nicht

nur Veröffentlichungen im amtlichen, sondern auch solche im geregelten Markt

erfasst werden.

Die Streichung des Satzes 2 entspricht dem Vorschlag des Bundesrates (BR-

Drucksache 85/05 S. 4 Nr. 6). Die Tatsachen, die zum Handelsregister anzumel-

den und für die Beurteilung des Wertpapiers von Bedeutung sind, werden bereits

durch die Pflicht zur Aufnahme von Ad-hoc-Mitteilungen nach § 10 Abs. 1 Satz 1

Nr. 1 erfasst. Zum Handelsregister anzumeldende Vorgänge, die im Falle ihres

öffentlichen Bekanntwerdens geeignet sind, den Börsenpreis der Insiderpapiere

erheblich zu beeinflussen, sind nach § 15 WpHG zu veröffentlichen. Die Notwen-

digkeit, auch diese Informationen in das jährliche Dokument aufzunehmen, be-

steht daher nicht.

Zu § 11 Abs. 2

Redaktionelle Korrektur.

Zu § 16 Abs. 1 und 3

Die Änderung berücksichtigt den Vorschlag des Bundesrates (BR-Drucksache

85/05 S. 6 Nr. 9) und stellt klar, dass die Nachtragspflicht mit dem endgültigen

Schluss des öffentlichen Angebots bzw. der Einführung oder Einbeziehung in

den Handel endet. Dabei führt die Einführung von Wertpapieren in den amtlichen

oder geregelten Markt oder deren Einbeziehung in den geregelten Markt stets

zum endgültigen Schluss des Angebots. Die Einbeziehung in den Freiverkehr

führt ebenfalls zum endgültigen Schluss des öffentlichen Angebots, wenn ab

Einbeziehung lediglich Mitteilungen auf Grund des Handels erfolgen.

Durch die Ergänzung in Absatz 3 wird klargestellt, dass das Widerrufsrecht nicht

auf bereits erfüllte Rechtsgeschäfte anwendbar ist.
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Zu § 19 Abs. 3

Die Ergänzung trägt dem Anliegen des Bundesrates Rechnung (BR-Drucksache

85/05 S. 8 Nr. 10). Bei grenzüberschreitenden Emissionen wird dem Emittenten

ein Wahlrecht eingeräumt, ob er den Prospekt in deutscher oder in einer in inter-

nationalen Finanzkreisen gebräuchlichen Sprache erstellen will. Eine in interna-

tionalen Finanzkreisen gebräuchliche Sprache ist die englische Sprache. Soweit

er den Prospekt nicht in deutscher Sprache erstellt, muss eine Zusammenfas-

sung in deutscher Sprache vorliegen, um es dem deutschen Anlegerpublikum zu

ermöglichen, sich in einfacher Weise über das Angebot zu informieren.

Mit dieser Änderung der Sprachregelung soll die internationale Attraktivität des

Finanzplatzes Deutschland weiter erhöht werden.

Zu § 21 Abs. 5 und 8

Die Änderung berücksichtigt den Vorschlag des Bundesrates (BR-Drucksache

85/05 S. 9 Nr. 11). Sie bewirkt eine Klarstellung hinsichtlich der Datenübermitt-

lung und hinsichtlich der Zusammenarbeit zwischen Bundesanstalt und Zulas-

sungsstellen.

Die Änderung in Absatz 8 steht in Zusammenhang mit der Streichung des § 30

Abs. 3 Nr. 3 Börsengesetz. Doppelprüfungen des Prospekts sollen ausgeschlos-

sen werden.

Zu § 24 Abs. 1

Redaktionelle Korrektur.

Zu § 30 Abs. 1

Die Nummer 1 erfasst die Fälle, in denen Wertpapiere öffentlich angeboten wer-

den, ohne dass ein Prospekt nach den Vorschriften dieses Gesetzes bereits ver-

öffentlicht ist. Diese Vorschrift entspricht dem geltenden § 17 Abs. 1 Nr. 1 Ver-

kaufsprospektgesetz.

Die Änderung der neuen Nummer 8 berücksichtigt den Vorschlag des Bundes-

rates (BR-Drucksache 85/05 S. 9 Nr. 12). Eine Zeitvorgabe für das Zur-

Verfügung-Stellen der Papierversion des Prospekts enthält § 15 Abs. 5 nicht.

Deshalb ist die entsprechende Ergänzung in der Bußgeldvorschrift zu streichen.

Zu § 30 Abs. 3
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Redaktionelle Korrektur infolge der Änderung zu Artikel 1 § 30 Abs. 1.

Zu § 31 Abs. 2

§ 31 Abs. 2 WpPG setzt Artikel 30 Abs. 2 der Prospektrichtlinie um. Artikel 30

Abs. 2 der Prospektrichtlinie verweist auf Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe j, der wie-

derum durch § 1 Abs. 2 Nr. 5 WpPG umgesetzt wird. Daher muss auch der Ver-

weis in § 31 Abs. 2 WpPG auf § 1 Abs. 2 Nr. 5 (nicht 4) lauten. Denn nur dort

sind die dauernd und wiederholt begebenen Wertpapiere von Kreditinstituten ge-

nannt.

Zu Artikel 2 (Änderung des Verkaufsprospektgesetzes)

Zu Nummern 9 und 13 (§§ 13 und 17)

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung.

Zu Nummer 12 (§ 16)

Die Änderung stellt klar, dass für Amtshandlungen aufgrund des Verkaufspro-

spektgesetzes Gebühren erhoben werden können. Außerdem wird auf diese

Weise ein terminologischer Gleichklang mit § 28 Abs. 1 Wertpapierprospektge-

setz hergestellt.

Zu Artikel 3 (Änderung des Börsengesetzes)

Zu Nummer 2 Buchstabe a) (§ 30 Abs. 3)

Die Änderung greift einen Vorschlag des Bundesrates auf (BR-Drucksache 85/05

S. 12 Nr. 16). Emissionen von Nichtdividendenwerten mit einem Volumen von

weniger als 50 Millionen Euro pro Jahr durch Einlagenkreditinstitute sind vom

Anwendungsbereich des Wertpapierprospektgesetzes ausgenommen. Eine Pro-

spektpflicht besteht daher beim öffentlichen Angebot solcher Wertpapiere nicht.

Daher soll auch die Zulassung solcher Wertpapiere nicht an die Veröffentlichung

eines Prospekts geknüpft werden. Ist vom Wahlrecht des § 1 Abs. 3 des Wertpa-

pierprospektgesetzes Gebrauch gemacht worden, findet die Ausnahme des § 1

Abs. 2 Nr. 5 des Wertpapierprospektgesetzes keine Anwendung.

Die Streichung von § 30 Abs. 3 Nr. 3 entspricht einer Prüfbitte des Bundesrates

(BR-Drucksache 85/05 S. 12 Nr. 17). Mit ihr wird sichergestellt, dass keine dop-

pelte Prüfung von Börsenprospekten stattfindet.
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Zu Nummer 7 (§ 45)

Beseitigung eines redaktionellen Fehlers durch Klarstellung des Änderungsbe-

fehls.

Zu Nummer 8 Buchstaben a) und b) (§ 51)

Die Änderung entspricht einer Prüfbitte des Bundesrates (BR-Drucksache 85/05

S. 12 Nr. 17). Mit ihr wird sichergestellt, dass keine doppelte Prüfung von Bör-

senprospekten stattfindet.

Die Änderung zu Buchstabe b) stellt sicher, dass Wertpapiere, die uneinge-

schränkt und unwiderruflich von der Bundesrepublik Deutschland oder einer sei-

ner Gebietskörperschaften garantiert werden, die Zulassung von Schuldver-

schreibungen am geregelten Markt in Verbindung mit einer entsprechenden Re-

gelung in der jeweiligen Börsenordnung (vgl. z.B. § 72 Börsenordnung der

Frankfurter Wertpapierbörse) ohne die Erstellung eines Prospekts möglich bleibt,

wenn das Publikum auf andere Weise ausreichend unterrichtet wird. Insoweit

wird die bestehende Rechtslage (§ 51 Abs. 4 Börsengesetz a.F.) fortgeschrie-

ben. Emissionen des Bundes und der Länder sind unverändert nach §§ 36 und

52 Börsengesetz kraft Gesetzes an den Börsen im amtlichen und geregelten

Markt zugelassen.

Zu Artikel 4 (Änderung der Börsenzulassungs-Verordnung)

Zu Nummer 3 – (§ 7)

Redaktionelle Korrektur. Beseitigung eines fehlerhaften Verweises.

Zu Nummer 8 a) – neu (§ 48a)

Die Änderung berücksichtigt eine entsprechende Prüfbitte des Bundesrats (BR-

Drucksache 85/05 Nr. 18, S. 13) zur Beibehaltung der bisher in § 44 Börsenzu-

lassungs-Verordnung geregelten vereinfachten Zulassung von Schuldverschrei-

bungen im Wege der so genannten Rahmenzulassungen. Diese sollen auch

weiterhin ermöglicht werden. Die Regelung musste aufgrund der neuen Vorga-

ben im Wertpapierprospektgesetz inhaltlich angepasst werden.

Die Formulierung „ein nach dem Wertpapierprospektgesetz gültiger Basispro-

spekt“ erfasst dabei sowohl die nach dem Wertpapierprospektgesetz gebilligten

Prospekte als auch notifizierte Prospekte. Durch die Formulierung „aufgenom-

men werden“, wird klargestellt, dass die endgültigen Bedingungen des Angebots

Prospektbestandteil werden.
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Zu Artikel 7 (Änderung der Verordnung zur Übertragung von Befugnissen zum

Erlass von Rechtsverordnungen auf die Bundesanstalt für Finanz-

dienstleistungsaufsicht)

Zu Nummern 1 und 2

Die Änderung in Nummer 1 berücksichtigt die Änderungen der Verordnung durch

Artikel 11 Nr. 1 und 2 des Gesetzes zur Neuordnung des Pfandbriefrechts, der

Nr. 4 und 5 der Verordnung geändert hat und vor dem Prospektrichtlinie-

Umsetzungsgesetz in Kraft treten wird. Die Änderung in Nummer 2 ist eine Fol-

geänderung zu Artikel 9a und stellt sicher, dass die Bundesanstalt weiterhin Ver-

ordnungen nach § 16 des Verkaufsprospektgesetzes erlassen kann.

Zu Artikel 7a – neu (Änderung des Anlegerschutzverbesserungsgesetzes)

Die Änderung ist eine technische Klarstellung. Einige durch das Anlegerschutz-

verbesserungsgesetz vorbereitete Änderungen des Verkaufsprospektgesetzes

sind durch die Änderungen dieses Gesetzes überflüssig geworden. Zur Vermei-

dung von Kollisionen infolge des gleichzeitigen Inkrafttretens müssen die im An-

legerschutzgesetz enthaltenen Änderungen rückgängig gemacht werden. Im Ein-

zelnen:

Zu Nummer 1

Nummer 2 enthält Änderungen des § 9 Abs. 3 des Verkaufsprospektgesetzes,

der durch Artikel 2 Nr. 5 Buchstabe c dieses Gesetzes zu § 9 Abs. 2 und neu

gefasst wird. Die Nummern 3 und 4 enthalten Änderungen der §§ 11 und 12 des

Verkaufsprospektgesetzes, die durch Artikel 2 Nr. 7 und 8 dieses Gesetzes neu

gefasst werden.

Zu Nummer 2

Nummer 5 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa kann neben Artikel 2 Nr. 9 Buch-

stabe a dieses Gesetzes nicht bestehen bleiben, da sich beide Änderungen auf

die gleiche Textstelle des § 13 Abs. 1 des Verkaufsprospektgesetzes beziehen.

Zu Nummer 3

Nummer 8 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa, Buchstabe b und c enthält Ände-

rungen des § 17 des Verkaufsprospektgesetzes, die durch Artikel 2 Nr. 13 dieses

Gesetzes überflüssig geworden sind.
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Zu Artikel 9a – neu (Aufhebung der Verordnung zur Übertragung von Befugnis-

sen auf die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht nach

dem Verkaufsprospektgesetz)

Bei der Änderung handelt es sich um eine Folgeänderung im Zuge der Ergän-

zung des Artikels 7 dieses Gesetzes.

Berlin, den 20. April 2005

Nina Hauer Patricia Lips
Berichterstatterin Berichterstatterin

Jutta Krüger-Jacob Dr. Volker Wissing
Berichterstatterin Berichterstatter


